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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Gierenstein 

(CDU/CSU) 


Hat der Bundesminister für besondere Auf- 
gaben beim Bundeskanzler während seine'* 
Besuchs am 23. August 1973 in Ost-Berlin 
gegen den Mordanschlag vom 22. August 1973 
auf einen Flüchtling durch das Selbstschuß- 
system an der Zonengrenze protestiert, und 
welches Ergebnis hatten — gegebenenfalls — 
seine Vorstellungen? 


Antwort des Bundesministers Bahr 
vom 12. September 1973 

Wegen des Zwischenfalls vom 22. August 1973 habe ich bei 
meinem Gespräch in Ost-Berlin am 23. August 1973 nicht pro- 
testiert. 

Ein Protest ist zur gleichen Zeit im Auftrag des Bundesministers 
des Innern durch den Kommandeur des Grenzschutzkommandos 
Nord erfolgt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


Is,t die Bundesregierung bereit, von der tsche- 
choslowakischen Regierung die Bekanntgabe 
der Personen zu verlangen, die im Zuge der 
Vertreibung von 3 V 2 Millionen Sudetendeut- 
schen verantwortlich für die Massenexeku- 
tionen von Saaz, Brüx, Aussig und Landskron, 
für die Verbrechen im KZ Theresienstadt, in 
den Lagern von Prag, beim Todesmarsch von 
Brünn nach Porlitz sowie für andere Verbre- 
chen waren, die in den Dokumenten zur Aus- 
treibung der Sudetendeutschen verzeichnet 
sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung beantwortet Ihre Frage mit Nein. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Versuch einer 
geschichtlichen Aufrechnung nicht weiterführt, sondern daß es 
darauf ankommt, die Vergangenheit durch eine auf die Zukunft 
gerichtete Entwicklung der gegenseitigen Beziehungen zu über- 
winden. 

Wenn man die Veröffentlichung einer solchen Namensliste for- 
dert, müßte man im übrigen mit der Gegenforderung auf Ver- 
öffentlichung einer entsprechenden Namensliste für die von 
deutscher Seite zu verantwortenden Vorgänge in der Tschecho- 
slowakei bis 1945 rechnen. 

Die Bundesregierung vermag nicht zu erkennen, welchen politi- 
schen Sinn es haben würde, wenn es solche NamensMsten gäbe. 


2. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 
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3. Abgeordneter 

Dr. Becher 
(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierüng bereit, von der CSSR 
Wiedergutmachungsleistungen für jene Opfer 
der Retribütionsgesetzgebung ans den Jahren 
1945 bis 1949 zu verlangen, die durch men- 
schenrechtswidrige Behandlung im Strafvoll- 
zug und vor allem bei der Arbeit in den Uran- 
bergwerken des Erzgebirges und des Kaiser- 
waldes Schaden an ihrer Gesundheit bzw, den 
Tod erlitten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung beantwortet auch diese Frage mit Nein. 

Die Bundesregierung war und ist nicht in der Lage, mit der 
CSSR über finanzielle Forderungen zu verhandeln, die in den 
Zusammenhang einer friedensvertraglichen Regelung mit Ge- 
samtdeutschland gehören. Dies gilt für tschechoslowakische eben- 
so wie für deutsche Forderungen dieser Art. 


4. Abgeordneter Welche Gründe veranlaßten die Bundes, regie- 
Dr. Marx rung — wie von der französischen Nachrich- 

(CDU/CSU) tenagentur und u. a. der Bonner Rundschau 

berichtet — , erstmals in diesem Jahr kein 
Mitglied der Bundesregierung zum Empfang 
des französischen Botschafters anläßlich des 
französischen Nationalfeiertags am 14. Juli 
zu entsenden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Die Grüße der Bundesregierung bei dem Nationaltagsempfang 
des französischen Botschafters auf Schloß Ernich am Samstag, 
dem 14. Juli 1973, überbrachte der Staatssekretär im Auswärti- 
gen Amt, Dr. Sachs. 

Daß die Bundesregierung bei dem diesjährigen Nationaltags- 
empfang nicht durch ein Kabinettsmitglied vertreten war, liegt 
einzig und allein an dem frühzeitigen Ferienbeginn. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß es durchaus den protokollari- 
schen Gepflogenheiten entspricht, wenn die Grüße der Bundes- 
regierung bei einem Nationaltagsempfang von einem Staats- 
sekretär des Auswärtigen Amts überbracht werden, wie dies bei 
dem fran^fösischen Empfang der Fall war. 


5. Abgeordnete 

Frau Schleicher 


(CDU/CSU) 


War die Bundesregierung an der Vermittlung 
der polnischen Mitarbeiter für die „Hanse''- 
Ausstellung in der Kölner Kunsthalle betei- 
ligt, und besteht ein ursächlicher Zus.ammen- 
hang zwischen dem Beitrag dieser Mitarbeiter 
und der Verschweigung bzw. Verkürzung des 
deutschen Charakters der Hanse und des Um- 
fangs und der Bedeutung dieses Städtebunds 
in den Gebieten jenseits der Zonengrenze, 
insbesondere aber in den deutschen Ostgebie- 
ten, und jenseits der Grenze des deutschen 
Reichs? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Die Stadt Köln (Beigeordneter Dr. Hackenberg) hatte mit Schrei- 
ben vom 17. Oktober 1972 den Herrn Minister davon unterrichtet, 
daß sie die Absicht habe, 1973 im Rahmen der Kölner Kunst- 
hallen-Ausstellungen eine Sonderausstellung „Hanse in Europa" 
durchziuführen. Die Bitte der Stadt an die Behörden und wissen- 
schaftlichen Institute in Polen und in der UdSSR um Mitarbeit 
hätte nur unverbindlich-'interessierte Reaktionen herbeiführen 
können. Die Stadt Köln bat den Herrn Minister, auf die Regie- 
rungen in Moskau und Warschau einzuwirken, damit diese den 
Akademien, Museen, Archiven und wissenschaftlichen Vereini- 
gungen nahelegen, das Vorhaben Kölns zu unterstützen. 

Das Auswärtige Amt lehnte eine Intervention mit dem Hinweis 
darauf ab, daß die um Mitarbeit gebetenen Stellen sicher mit 
Billigung ihrer Regierung nur „unverbindlich" reagieren wür- 
den und eine Regierung im Ostblock nicht auf diplomatis, ehern 
Wege für etwas zu interessieren sei, was sie offensichtlich nicht 
für dringlich ansehe. 

Die Zurückhaltung des Auswärtigen Amts ergab sich aus der 
mit der Hanse zusammenhängenden allgemeinen politischen Pro- 
blematik und aus dem Umstand, daß die „Hanse-Papiere" wäh- 
rend des Krieges nach Deutschland verbracht wurden, worüber 
jede Diskussion vermieden werden sollte. Andererseits hatte das 
Auswärtige Amt keine Handhabe, auf die Pläne der Stadt Köln 
einzuwirken. 


6. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht der Bundesaußen- 
Dr. Czaja minister aus der Nichterfüllung der Zusagen 

(CDU/CSU) der Volksrepublik Polen zur Familienzusam- 

menführung, nachdem er laut Sonderausgabe 
des Bulletin Nr. 171 vom 8. Dezember 1970 
erklärt hat: „Wir wären nicht in der Lage 
gewesen, einen Vertrag zu schließen, wenn wir 
nicht hinreichende Beweise dafür hätten, daß 
die polnische Seite bereit ist, uns in dem für 
uns entscheidenden Bereich menschlicher Er- 
leichterungen entgegenzukommen" ? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung hat — wie sie in den Fragestunden der 
abgelaufenen Legislaturperiode wiederholt zum Ausdruck ge- 
bracht hat • — nie verhehlt, daß sie mit großer Sorge die Entwick- 
lung der Umsiedlung verfolgt. Sie hat sich laufend in Verhand- 
lungen und Konsultationen wie auch in Kontakten mit dem pol- 
nischen Außenministerium für die Lösung dieses schwierigen 
Problems eingesetzt. Diesen Weg wird sie beharrlich weiterver- 
folgen. Die mit der Umsiedlung zusammenhängenden Fragen 
werden auch Gegenstand der für den 13./ 14. September 1973 in 
Bonn stattfindenden Gespräche mit dem polnischen Vizeaußen- 
minister Czyrek sein. Der Bundesaußenminister wird in der zwei- 
ten Oktoberhälfte dieses Jahres nach Warschau reisen und auch 
diesen Fragenkomplex mit dem polnischen Außenminister Ols- 
zowski weiter erörtern. 
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7. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Norma- 
lisierung der Beziehungen zur Volksrepublik 
Polen, nachdem der Bundesminister des Aus- 
wärtigen in der Sonderausgabe des Bulletin 
vom 8. Dezember 1970 die erfolgreiche Bewäl- 
tigung der Familienzusammenführung als Prüf- 
stein für die Normalisierung bezeichnet hat 
und die Zahl der eingetroffenen Aussiedler 
im Monat Juni 1973, nach ununterbrochenem 
starken Rückgang in den letzten Monaten, 
einen absoluten Tiefstand erreichte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 


Die Bundesregierung betrachtet die Lösung des schwierigen Um- 
siedlungsproblems, weiterhin als ein wesentliches Element im 
Prozeß der Verständigung mit der Volksrepublik Polen und wird 
daher ihre Bemühungen — wie ich sie auf Ihre Frage 6 ge- 
schildert habe — intensiv fortsetzen. Die Bundesregierung be- 
dauert den starken Rückgang der Umsiedlerziffern in den 
vergangenen Monaten. Sie hat aber Anlaß zu der Annahme, daß 
sich die polnische Regierung nicht auf die Dauer den von der 
Bundesregierung erhobenen Vorstellungen verschließen will. 


8. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung die Un- 
gleichheit in der Bewertung der Besucher der 
Volksrepublik Polen, wenn Bürger der Bundes- 
republik Deutschland 21 DM Pflichtumtausch 
pro Tag und Person vornehmen müssen, aber 
dann nur 7,50 DM zu zahlen haben, wenn sie 
zugleich Mitglieder des „Bundes der Vereini- 
gung der Polen (Zgoda)" sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 


Die ermäßigte Pflichtumtauschquote für Mitglieder des „Bundes 
der Polen (Zgoda)" beruht offenbar auf einer polnischen Vor- 
schrift, die diesen Personenkreis bevorzugt behandelt. Soweit 
dem Auswärtigen Amt bekannt ist, brauchen z. B. auch Studenten 
bis. zum 26. Lebensjahr nur eine ermäßigte Umtauschquote zu 
entrichten. Personen unter 16 Jahren sind von der Entrichtung 
der Umtauschquote befreit. 


9. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun, daß auf diese Weise der von der Volks- 
republik Polen mitfinanzierten und für die 
Volksrepublik Polen arbeitenden Vereinigung 
(Zgoda) Vorrechte eingeräumt werden, wes- 
halb mancher deutscher Aussiedler nur des- 
wegen dieser Vereinigung (Zgoda) beitritt, um 
gleichfalls in den Genuß der Bevorzugung 
beim Pflichtumtausch zu gelangen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung kann lediglich dafür Sorge tragen, daß die 
von Reisenden aus der Bundesrepublik Deutschland zu entrich- 
tende Pflichtumtauschquote den von Polen über den Personen- 
verkehr gegebenen Zusagen entspricht. Dies ist der Fall, denn 
Polen hat auf Grund der Nummer 5 der „Information" im ver- 
gangenen Jahr die Besucher aus der Bundesrepublik Deutschland 
den Besuchern aus anderen Staaten Westeuropas gleichgestellt 
und damit die gegebene Zusage erfüllt. Es ist jedem Staat un- 
benommen, auf Grund seiner Vorschriften einen bestimmten 
Personenkreis bei der Einreise bevorzugt zu behandeln. Darauf 
kann die Bundesregierung keinen Einfluß nehmen. 

10. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen, 

Dr. Hupka nachdem sich die Nachrichten über die Ver- 

(CDU/CSU) Weigerung von Arbeitsbescheinigungen und 

Gemeindebestätigungen durch örtliche polni- 
sche Dienststellen häufen, weshalb jetzt noch 
nicht einmal die Anträge auf Aussiedlung ein- 
gereicht werden können, um die Volksrepublik 
Polen an diesen eklatanten Widerspruch zum 
Text und Inhalt der „Information" zum War- 
schauer Vertrag zu erinnern, und dafür zu sor- 
gen, daß zumindestens die Anträge der Aus- 
siedlungswilligen entsprechend den polnischen 
Verordnungen vervollständigt und eingereicht 
werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1973 

Ihre Frage ist wiederholt Gegenstand parlamentarischer An- 
fragen in der abgelaufenen Legislaturperiode gewesen. Die 
Bundesregierung hat die polnische Regierung sowohl in Ver- 
handlungen und Konsultationen wie auch in ständigen Kontakten 
mit dem polnischen Außenministerium darauf hingewiesen, daß 
die von den örtlichen Behörden praktizierten Maßnahmen in Wi- 
derspruch zum Inhalt der „Information" stehen. Die Bundesregie- 
rung hat auch keinen Zweifel daran gelassen, daß die Nichter- 
füllung der „Information" sich belastend auf das deutsch-polni- 
nische Verhältnis aus wirkt. 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin auf die Einhaltung der 
polnischen Zusicherung dringen. Die mit der Umsiedlung zu- 
sammenhängenden Probleme werden auch Gegenstand der für 
den 13./14. September 1973 vorgesehenen deutsch-polnischen 
Gespräche mit Vizeaußenminister Czyrek sowie des für die 
zweite Oktoberhälfte geplanten Treffens von Bundesaußen- 
minister Scheel mit dem polnischen Außenminister Olszowski in 
Warschau sein. 


11. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung bei 
Dr. Zimmermann den drei Westmächten unternommen, damit sie 
(CDU/CSU) durch Intervention bei der Sowjetunion die 

Errichtung eines Büros der sogenannten Palä- 
stinensischen Befreiungsorganisation, die für 
zahlreiche Morde und Flugzeugentführungen 
zumindest mitverantwortlich ist, in Ost-Berlin 
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verhindern, und teilt sie die Auffassung, daß 
sonst weder „die Beseitigung von Spannungen 
und die Verhütung von Komplikationen in 
dem betreffenden Gebiet" gefördert werden, 
noch entsprechend der Übereinstimmung ver- 
fahren würde, „daß in diesem Gebiet keine 
Anwendung oder Androhung von Gewalt er- 
folgt", wozu sich die Unterzeichner des Vier- 
Mächte-Abkommens über Berlin ausdrücklich 
verpflichtet hatten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 12. September 1973 

Es ist nicht ersichtlich, daß die Errichtung eines Büros der Palä- 
stinensischen Befreiungsorganisation in Ostberlin im Wider- 
spruch zum Viermächteabkommen vom 3. September 1971 stehen 
würde. Das Abkommen verfolgt das Ziel, im Gebiet von Berlin 
Spannungen zu beseitigen und Komplikationen zu verhüten. So 
bestehen auch nach den bisherigen Erfahrungen keine Anhalts- 
punkte dafür, daß die Tätigkeit eines Büros der PLO die Lage in 
Berlin selber in dem in der Anfrage befürchteten Sinne beein- 
flussen würde. Die Bundesregierung sieht deshalb keine Grund- 
lage im Berlin- Abkommen, Schritte bei den drei Westmächten 
zu unternehmen. Sie wird aber die Entwicklung der Lage in 
Berlin auch in Zukunft aufmerksam beobachten. 


12. Abgeordneter Gibt es Anhaltpunkte, die es rechtfertigen, 
Dr. Jobst trotz der ständig rückläufigen Zahl deutscher 

(CDU/CSU) Aussiedler aus, Polen in dieser Frage von 

einem guten Willen auf polnischer Seite zu 
sprechen, und ist ein solcher Sinneswandel, 
sollte er bestätigt werden können, darauf zu- 
rückzuführen, daß nunmehr polnischerseits er- 
wartet wird, langfristige Kredite zu vom Bund 
subventionierten Zinsen zu erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 13. September 1973 

Es gibt Anhaltspunkte dafür, daß Polen in der Frage der Um- 
siedlung seine Haltung mit der Absicht überprüft, einer größeren 
Anzahl von Personen als gegenwärtig die Ausreise zu ermög- 
lichen. Andererseits kann ich Ihnen eine sichere Prognose nicht 
geben. 

Dies gilt auch für Ihre Frage nach den möglichen Motiven der 
polnischen Seite hierfür. Dabei glaube ich allerdings, daß man 
bei den Polen von einer sehr viel komplexeren Motivation für 
ihre politischen Entscheidungen ausgehen muß. Der Warschauer 
Vertrag soll nach den Vorsfellungen beider Partner eine Entwick- 
lung der Beziehungen auf breiter Grundlage einleiten. Wie be- 
kannt ist, mißt die polnische Seite in diesem Rahmen dem wirt- 
schaftlichen Bereich, der in Artikel III Abs. 2 des Warschauer 
Vertrags auch auf geführt ist, besonders großes Gewicht bei. Ich 
glaube jedoch nicht, daß man einer der beiden Seiten unterstellen 
sollte, sie bemühe sich um die Lösung eines Problems nur um der 
Erwartung bestimmter konkreter Gegenleistungen willen. Es geht 
vielmehr darum, daß man das Problem der Umsiedlung lösen 
muß, damit nicht das deutsch-polnische Verhältnis ständig hiermit 
belastet bleibt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


Reichen die gesetzlichen Möglichkeiten aus, 
um Umweltbelästigungen und übergreifende 
Brandgefahren aus dem Abbrennen von Fel- 
dern nach der Getreide- oder Kartoffelernte 
wirksam begegnen zu können, und sollen die 
bestehenden Regelungen im vorgesehenen Im- 
missionsschutzgesetz oder in anderen Rechts- 
vorschriften verschärft bzw. konkretisiert wer- 
den? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 12. September 1973 

Der Entwurf eines Bundes-Immissionsschutzgesetzes erfaßt Im-- 
missionen, die durch das Abbrennen von Feldern nach der Ge- 
treide- oder Kartoffelernte entstehen, nicht. 

Die gesetzliche Regelung beschränkt sich grundsätzlich auf den 
Schutz vor schädlichen Umwelteinwürkungen, die von technischen 
Anlagen im weitesten Sinn ausgehen. Denn umweltstörende 
Tätigkeiten, die nicht an die Errichtung oder den Betrieb von 
Anlagen gebunden sind, haben insgesamt geringe, zumeist auch 
nur zeitlich und örtlich begrenzte Bedeutung. Ich verkenne nicht, 
daß auch Kartoffelfeuer trotz ihrer kurzen Dauer im Einzelfall 
sehr störend oder sogar gefährlich sein können. Für diesen 
Bereich bietet in erster Linie das Bundes-Abfallbeseitigungs- 
gesetz (AbfG) eine Handhabe, Umweltbeeinträchtigungen durch 
Abbrennen von Kartoffelkraut und Getreidestroh zu verhindern 
oder einzuschränken. Nach § 4 Abs. 1 AbfG dürfen Abfälle grund- 
sätzlich nur in dafür zugelassenen Abfallbeseitigungsanlagen 
behandelt, gelagert und abgelagert werden. Im Interesse einer 
einheitlichen Regelung über die Beseitigung von Abfällen haben 
Bund und Länder einen Musterentwurf einer Rechtsverordnung 
nach § 4 Abs. 4 AbfG erarbeitet, der auch eine Regelung über 
die Beseitigung der von Ihnen angesprochenen landwirtschaft- 
lichen Abfälle vorsieht. 

Der Aufnahme zusätzlicher Bestimmungen in das Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz oder in andere Rechtsvorschriften des Bundes 
bedarf es deshalb meiner Meinung nach nicht. 


13. Abgeordneter 

Marquardt 

(SPD) 


14. Abgeordneter 

Schlaga 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein aus 
Polen umgesiedelter Landgerichtspräsident in 
der Bundesrepublik Deutschland als Sachbear- 
beiter für Mahnungen, eine vor zwei Jahren 
aus China ausgesiedelte Ärztin in der Bun- 
desrepublik Deutschland als Hilfskranken- 
schwester beschäftigt werden, weil es angeb- 
lich nicht möglich ist, die Studiengänge und 
-abschlüsse hier anzuerkennen, und ist ihr 
weiterhin bekannt, daß ein aus Polen um- 
gesiedelter Patentanwalt seit Monaten auf 
eine Antwort wartet, ob seine Examina hier 
anerkannt werden und daß die Bewerbung 
eines ebenfalls aus Polen umgesiedelten Fern- 
meldetechnikers, der 17 Jahre in Polen diesen 
Beruf ausgeübt hat, von der Deutschen Bun- 
despost abgelehnt worden ist? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 12. September 1973 

Der Bundesregierung sind die vier gesdiiiderten Fälle nicht be- 
kannt. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir nähere Hinweise 
geben könnten (Namen der Betroffenen, ablehnende Behörden). 


15. Abgeordnete! Hat die Bundesregierung Möglichkeiten (gege- 
Schlaga benenfalis welche) und ist sie bereit, auf die 

(SPD) Bundesländer bzw. die zuständigen Bundes- 

ministerien einzuwirken, damit die einer Dis- 
kriminierung gleichkommenden Entscheidun- 
gen so schnell wie möglich zugunsten der Be- 
troffenen geändert werden? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 12. September 1973 

Sobald mir bekannt ist, wer die Betroffenen sind und welche 
Behörden die Entscheidungen getroffen haben, werde ich mich 
mit den in Betracht kommenden Landesflüchtlingsverwaltungen 
und den federführenden Bundesministerien in Verbindung setzen 
und sie bitten, eine Überprüfung der Entscheidungen durch die 
zuständigen Fachbehörden zu veranlassen. Entsprechende Hin- 
weise führten bisher in der Regel zu befriedigenden Lösungen. 
Grundlage einer Hilfe für die Betroffenen ist § 92 BVFG, der 
insbesondere nach seiner Neufassung im Jahr 1971 zur Beseiti- 
gung auftretender Schwierigkeiten geeignet ist. Die jetzt gel- 
tende Fassung (Bekanntmachung der Neufassung des Bundes- 
vertriebenengesetzes — ■ BGBL 1971, I S. 1565) ermöglicht auch 
die Anerkennung von Prüfungen oder Befähigungsnachweisen, 
die Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge nach dem 8. Mai 
1945 in Gebieten außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 
abgelegt oder erworben haben, wenn sie den entsprechenden 
Prüfungen oder Befähigungsnachweisen im Bundesgebiet (ein- 
schließlich West-Berlin) gleichwertig sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


16. Abgeordneter 

Gierenstein 

(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen für das Strafverfahrens- 
recht gedenkt die Bundesregierung aus der 
Gewaltkriminalität zu ziehen, wie sie typi- 
scherweise von den Banden sogenannter Rok- 
ker begangen wird, die in der Regel nach Fest- 
stellung der Personalien wieder laufengelas- 
sen werden, statt daß durch ein Verfahren 
nach § 212 der Strafprozeßordnung für sofor- 
tige Sühne, Abschreckung und Beseitigung 
einer Wiederholungsgefahr gesorgt wird, und 
wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, alle Mitglieder der jeweiligen Bande 
als Mittäter oder Gehilfen zur Verantwortung 
zu ziehen, um Racheakten gegen Anzeigende 
und Zeugen zuvorzukommen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 10. September 1973 

Die Bundesregierung mißt der wirksamen Bekämpfung der Ge- 
waltkriminalität besondere Bedeutung bei. Sie hat deshalb be- 
reits eine Reihe von Maßnahmen getroffen bzw. eingeleitet, die 
zur Lösung dieses vielschichtigen Problems beitragen werden. 

So soll im Rahmen eines bereits vom Deutschen Bundestag ver- 
abschiedeten Vierten Strafrechtsreformgesetzes die Verherrli- 
chung oder Verharmlosung von Gewalt erstmalig unter Strafan- 
drohung gestellt werden. Das Gesetz zur Änderung der Straf- 
prozeßordnung vom 7. August 1972 hat den Haftgrund der Wie- 
derholungsgefahr u. a. auf die Delikte der schweren und gefähr- 
lichen Körperverletzung ausgedehnt. Eine weitere Intensivierung 
der Bekämpfung der Gewaltkriminalität wird von dem Ersten 
Gesetz zur Reform des Strafverfahrensrechts erwartet werden 
können, das eine Straffung und Beschleunigung des Strafverfah- 
rens zum Ziel hat; der Entwurf dieses Gesetzes liegt dem Bundes- 
tag vor. Schließlich kann auch die von der Bundesregierung ein- 
geleitete Reform des Strafvollzugs, die sich an dem Ziel der Um- 
erziehung und Resozialisierung orientiert, als ein wirksamer 
Beitrag zur nachhaltigen Bekämpfung der Gewallkriminalität 
gewertet werden. 

Dem beschleunigten \ erfahren nach § 212 der Strafprozeßord- 
nung wird bei der Bekämpfung der sogenannten Rocker-Krimi- 
nalität nur begrenzte Bedeutung zukommen können. Ein nicht 
geringer Teil der in Ihrer Frage angesprochenen Kriminalität 
wird von Jugendlichen begangen, für die das Jugendgerichts- 
gesetz gilt. Nach § 79 Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes ist das 
beschleunigte Verfahren in Jugendsachen unzulässig. Hiervon 
abgesehen, werden bei bandenmäßig begangener Gewaltkrimi- 
nalität häufig auch die Voraussetzungen des beschleunigten Ver- 
fahrens — ■ einfacher Sachverhalt und die Möglichkeit sofortiger 
Aburteilung — nicht vorliegen. Dies im Einzelfall zu prüfen, 
obliegt den Staatsanwaltschaften der Länder und den unabhän- 
gigen Richtern, auf deren Entscheidung die Bundesregierung 
keinen Einfluß nehmen kann. 

Ihre Anregung, die Mitglieder einer Bande zur Vorbeugung von 
Racheakten gegenüber Zeugen und Anzeigenden jeweils als 
Mittäter oder Gehilfen zu bestrafen, findet ihre Grenzen in den 
geltenden Gesetzen. Sieht man einmal von dem Vorliegen einer 
kriminellen Vereinigung (§ 129 StGB), deren Zweck oder deren 
Tätigkeit darauf gerichtet ist, strafbare Handlungen zu bege- 
hen, ab, so richtet sich die Verantwortlichkeit jedes Bandenmit- 
glieds nach dem Ausmaß seiner Tatbeteiligung. Lediglich in den 
Fällen des § 129 StGB ist eine Bestrafung allein wegen der Zuge- 
hörigkeit zu einer kriminellen Vereinigung möglich. 


17. Abgeordneter 

Dr. Geßner 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ge- 
setzlichen Vorschriften zur Bekämpfung von 
Kreditwucher dadurch völlig unzureichend 
sind, daß dem Kreditgeber in der Regel kaum 
zu beweisen ist, er habe unter Ausnutzung der 
Notlage, des Leichtsinns oder der Unerfahren- 
heit des „Bewucherten" gehandelt, und ist die 
Bundesregierung bereit, dem Parlament in ab- 
sehbarer Zeit die Novellierung der bisher gel- 
tenden Strafvorschriften vorzuschlagen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 10. September 1973 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Vorschritten der 
§§ 302 a bis 302 d des Strafgesetzbuchs, die Strafbestimmungen 
gegen den Kreditwucher enthalten, in der Strafverfolgungspra- 
xis keine nennenswerte Rolle spielen. So sind in den Jahren 1970 
und 1971 insgesamt nur 17 Personen wegen Wuchers oder ge- 
werbsmäßigen Wuchers verurteilt worden, wobei Verurteilungen 
wegen Kreditwuchers nicht einmal speziell ausgewiesen werden. 

Die Gründe hierfür liegen — wie die Bundesregierung bereits 
bei der Vorlage des Gesetzentwurfs über Maßnahmen zur Ver- 
besserung des Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs 
(Drucksache VI/1549) im Jahr 1970 zum Ausdruck gebracht 
hat — ganz offensichtlich in der mangelnden Praktikabilität des 
geltenden Strafrechts. Artikel 3 des genannten Entwurfs sah 
daher auch eine Vereinheitlichung und Verbesserung der Wu- 
chervorschriften des Strafgesetzbuchs vor. So sollte u. a. das 
Tatbestandsmerkmal der „Notlage" durch das der „Zwangslage" 
— wie im österreichischen Recht — ersetzt und dadurch der 
Schutzbereich der Vorschrift erweitert werden. Bei der parlamen- 
tarischen Beratung des Gesetzentwurfs ist jedoch eine generelle 
Überarbeitung der strafrechtlichen Wuchervorschriften zurück- 
gestellt und lediglich eine neue spezielle Mietwucherbestimmung 
aufgegriffen worden. Maßgebend dafür war — abgesehen von 
der Eilbedürftigkeit des Vorhabens zur Verbesserung des Miet- 
rechts — die Erwägung, daß eine umfassende Neuregelung der 
Wuchervorschriften im Rahmen der strafrechtlichen Reformar- 
beiten zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität vorgesehen 
sei (vgl. den schriftlichen Bericht des Rechtsausschusses, Druck- 
sache VI/2421 S. 5 — zu Artikel 3). 

Die vom Bundesminister der Justiz inzwischen eingesetzte 
Kommission zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität — - Re- 
form des Wirtschaftsstrafrechts — ■ hat denn auch das Problem 
der Wuchervorschriften bereits in ihr Programm aufgenommen. 
Dabei setzt sich der Bundesminister der Justiz mit Nachdruck 
dafür ein, diesen Fragenkomplex als vorrangiges Thema zu be- 
handeln. Im Rahmen der Arbeiten wird insbesondere auch zu 
prüfen sein, ob sich eine Reform auf die Verwirklichung des frü- 
heren Regierungsvorschlags beschränken kann oder ob nicht 
weitergehende Maßnahmen gegen den Kreditwucher vorzusehen 
sind. 

Im Hinblick auf diesen Sachstand bitte ich um Ihr Verständnis 
dafür, daß mir nähere Angaben darüber, wann mit einem ent- 
sprechenden Novellierungsvorschlag zu rechnen ist, nicht möglich 
sind. Das Bundesministerium der Justiz wird jedoch bemüht sein, 
abschließende Ergebnisse der Kommissionsberatungen umgehend 
in einen entsprechenden Reformentwurf umzusetzen. 


18. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
große Bauunternehmen und Bauträgergesell- 
schaften, die Eigentumswohnungen und Eigen- 
heime auf Vorrat bauen, künftig Bürgschaften 
stellen sollten, um bei Pleiten (Konkursen) im 
Baugewerbe den betreffenden Bewerbern, die 
Einzahlungen auf Einzelprojekte getätigt ha- 
ben, diese Beträge voll erstatten zu müssen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 12. September 1973 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß künftig Bewerber 
für Eigentumswohnungen und Eigenheime, die bereits vor Fertig- 
stellung des Bauvorhabens Zahlungen geleistet haben, im Falle 
eines Konkurses des Bauträgers besser als bisher vor einem 
Verlust ihrer Vermögenswerte geschützt werden müssen. 


19. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung dieses Problem 
aufgreifen und eine rechtliche Absicherung für 
derartig gleichgelagerte Ansprüche für die be- 
troffenen Bauinteressenten anstreben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 12. September 1973 

Die rechtliche Grundlage für eine bessere Sicherheit der Kauf- 
bewerber vor Vermögensverlusten ist bereits mit dem Gesetz 
zur Änderung der Gewerbeordnung vom 16. August 1972 (Bun- 
desgesetzbi. I S. 1465) geschaffen worden. Der durch dieses Ge- 
setz in die Gewerbeordnung neu eingefügte § 34 c unterwirft die 
gewerbliche Tätigkeit der Bauträger der Erlaubnispflicht, um un- 
zuverlässige und in ungeordneten Vermögensverhältnissen le- 
bende Personen von diesem Gewerbe fernzuhalten. Absatz 3 
dieser neuen Vorschrift ermächtigt den Bundesminister für Wirt- 
schaft, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrats 
zum Schutz der Allgemeinheit und der Auftraggeber Vorschriften 
zu erlassen über den Umfang der Verpflichtungen des Gewerbe- 
treibenden bei der Ausübung des Gewerbes; es geht dabei ins- 
besondere um die Verpflichtungen, ausreichende Sicherheiten zu 
leisten oder eine zu diesem Zweck geeignete Versicherung abzu- 
schließen, sofern der Gewerbetreibende Vermögenswerte des 
Auftraggebers erhält oder verwendet, und die erhaltenen Ver- 
mögenswerte getrennt zu verwalten. 

Die z. Z. im Bundesministerium für Wirtschaft auf Grund dieser 
Ermächtigung vorbereitete Verordnung wird als Kernvorschrift 
die Verpflichtung des Gewerbetreibenden enthalten, in Höhe der 
von dem Auftraggeber empfangenen Vermögenswerte eine 
Bürgschaft zu stellen oder eine geeignete Versicherung abzu- 
schließen, um die Erfüllung von Schadensersatzansprüchen des 
Auftraggebers aus unerlaubten Handlungen des Gewerbetreiben- 
den oder seines Hilfspersonals für den Fall der Zahlungsunfähig- 
keit des Gewerbetreibenden sicherzustellen. Darüber hinaus soll 
der Gewerbetreibende verpflichtet werden, die Vermögenswerte 
des Auftraggebers nur objektgebunden zu verwenden. Dadurch 
soll der im Bausektor weit verbreitete Mißstand, gerade anste- 
hende Bauvorhaben mit Vorschüssen für andere Bauvorhaben 
zu finanzieren, unterbunden und die Gefahr beseitigt werden, 
daß der letzte Auftraggeber im Rahmen dieses „Schneeball- 
systems'' leer ausgeht. Dem weiteren Schutz der Vermögens- 
werte des Auftraggebers gerade im Fall eines Konkurses, des 
Gewerbetreibenden soll dessen Verpflichtung dienen, die Ver- 
mögenswerte des Auftraggebers getrennt von seinem Vermögen 
und dem seiner sonstigen Auftraggeber zu verwalten, d. h. ins- 
besondere Gelder auf ein Sonderkonto bei einem Kreditinstitut 
einzuzahlen. 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1013 


20. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, die Konkursordnung dahin gehend 
abzuändern, daß künftig bei Konkursen die 
Lohnforderungen der Arbeitnehmer nicht unter 
die Konkursmasse fallen, um diese, da sie 
schon ihren Arbeitsplatz verlieren, wenigstens 
noch vor finanziellem Schaden zu bewahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 12. September 1973 

Wegen der Frage der besseren Sicherung der rückständigen 
Lohn- und Gehaltsforderungen der Arbeitnehmer im Konkurs 
des Arbeitgebers nehme ich zunächst auf meine Antwort, die ich 
am 14. Februar 1973 vor dem Deutschen Bundestag auf eine An- 
frage ähnlichen Inhalts des Kollegen Dr. Jobst gegeben habe 
(Stenographischer Bericht über die 13. Sitzung, S. 512), auf meine 
schriftliche Antwort vom 23. Juli 1973 auf eine einschlägige An- 
frage des Kollegen Dr. Kunz (Drucksache 7/928, S. 19) sowie auf 
eine Antwort von Staatssekretär Dr. Erkel vom August 1973 auf 
entsprechende Fragen des Kollegen Schmude (Drucksache 7/952, 
S. 18) Bezug, wonach nicht nur eine konkursrechtliche Lösung 
des Problems, gesucht wird. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung bereitet einen 
Gesetzentwurf mit dem Ziel vor, den Arbeitnehmer im Fall der 
Insolvenz des Arbeitgebers dadurch besser zu stellen, daß eine 
Sozialleistung geschaffen wird, die dann an den Arbeitnehmer 
gezahlt werden soll, wenn er wegen des Einrtitts der Zahlungs- 
unfähigkeit des Arbeitgebers rückständiges Gehalt oder rück- 
ständigen Lohn nicht erhält. 

Die Verbesserung der konkursrechtlichen Stellung des Arbeit- 
nehmers wird noch in diesem Monat von meinem Haus mit den 
beteiligten Bundesressorts, den Landesjustizverwaltungen und 
den interessierten Verbänden, insbesondere den Sozialpartnern, 
mündlich erörtert werden. 


21. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in absehbarer 
Stahl Zeit die Konkursordnung in diesem Bereich 

(Kempen) abzuändern? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 12. September 1973 

Die Bundesregierung betrachtet die Besserstellung des Arbeit- 
nehmers im Falle der Insolvenz des Arbeitgebers als vordring- 
lich. Das Gesetzgebungsvorhaben wird bevormgt bearbeitet. Den 
genauen Termin für die Einbringung der Vorlage kann ich aller- 
dings noch nicht nennen. 


22. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung bei der 
Dr. Slotta Verbesserung des Verbraucherschutzes gegen 

(SPD) Werbelügen zu unternehmen, wie sie in der 

Sendung „Monitor“ vom 20. August 1973 an 
den Beispielen OMO, Schwartzkopf-Achsel- 
spray u. a. nachgewiesen wurden, und ist die 
Bundesregierung mit mir der Auffassung, daß 
Firmenwerbung, sofern sie Tatsachenbehaup- 
tungen aufstellt, nur eindeutige und überprüf- 
bare Aussagen enthalten darf? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 13. September 1973 

Ihre Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft und dem Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit wie folgt: 

1. Die Bundesregierung stimmt Ihrer Auffassung zur Frage der 
Wahrheit von Tatsachenbehauptungen in der Firmenwerbung 
zu. Ihr trägt das geltende Recht im wesentlichen bereits Rech- 
nung: 

Das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb vom 7. Juni 1909 
(Reichsgesetzbl. S. 499) bekämpft unwahre und irreführende 
Werbebehauptungen sowohl auf der Ebene des Zivilrechts als 
auch auf der Ebene des Strafrechts. 

Der Unterlassungs“ und Schadensersatzanspruch des § 3 UWG 
richtet sich gegen „irreführende'' Werbebehauptungen. Diese 
Vorschrift erfaßt nicht nur objektiv unrichtige Behauptungen, 
sondern auch solche Angaben, die bei korrekter Wortauslegung 
zwar zutreffend sind, bei dem angesprochenen Publikum aber 
einen unzutreffenden Eindruck erwecken. Kann eine Werbean- 
gabe bei den angesprochenen Verkehrskreisen unterschiedlich 
gedeutet werden, so ist sie bereits dann unzulässig, wenn auch 
nur eine dieser Deutungen mit der tatsächlichen Lage nicht über- 
einstimmt und die betroffenen Verkehrskreise irreführen kann. 
Tatsachenbehauptungen sind ihrer Natur nach in aller Regel einer 
objektiven Überprüfung zugänglich, so daß eine Vorschrift, die 
eine eindeutige Überprüfbarkeit von Tatsachenbehauptungen 
verlangt, nicht erforderlich ist. Werden Eigenschaften oder Wir- 
kungen eines Erzeugnisses behauptet, die in den maßgeblichen 
Fachkreisen umstritten sind und über deren Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein beim gegenwärtigen Stand der Erkenntnis- 
mittel keine eindeutige Entscheidung getroffen werden kann, so 
kann eine Irreführung und damit ein Verstoß gegen § 3 UWG 
bereits dann vorliegen, wenn der Werbetreibende die umstrit- 
tene Eigenschaft oder Wirkung seiner Ware als zweifelsfrei 
vorhanden herausstellt. 

Nach § 4 UWG wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft, wer in dei 
Absicht, den Anschein eines besonders günstigen Angebots her- 
vorzurufen, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mitteilun- 
gen, die für einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind, 
über geschäftliche Verhältnisse unwahre und zur Irreführung ge- 
eignete Angaben macht. Diese Vorschrift hat in der Praxis den 
strafrechtlichen Schutz gegen irreführende Werbebehauptungen 
nicht in ausreichendem Maße sicherstellen können, weil sie einen 
unmittelbar auf das Hervorrufen des Anscheins eines besonders 
günstigen Angebots gerichteten Willen des Täters voraussetzt. 
Ein solcher Wille läßt sich aber nur selten nachweisen. Die Bun- 
desregierung hat daher in Artikel 124 Nr. 1 ihres Entwurfs eines 
Einführungsgeseizes zum Strafgesetzbuch (Drucksache 7/550) eine 
Neufassung des § 4 Abs. 1 UWG vorgeschlagen, die auf das 
Merkmal der besonderen Absicht des Täters verzichtet. Damit 
wird es, künftig möglich sein, eine Verurteilung auch dann aus- 
zusprechen, wenn der Täter vorsätzlich — sei es mit direktem 
oder mit bedingtem Vorsatz — gehandelt hat. Die Bundesregie- 
rung würde es begrüßen, wenn diese Regelung bald vom Bundes- 
tag verabschiedet werden würde. 

2. Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Werbung insbeson- 
dere auf dem Gebiet des Lebensmittelrechts und der kosmeti- 
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sehen Mittel zugenommen hat. Sie verkennt nicht, daß als Folge 
dieser Zunahme unerwünschte Auswüchse, die zu einer Täu- 
schung des Verbrauchers führen, vermehrt aufgetreten sind. 
Zur besseren Bekämpfung dieser Auswüchse sieht der von der 
Bundesregierung erneut den gesetzgebenden Körperschaften zu- 
geleitete Entwurf eines Gesetzes zur Gesamtreform des Lebens- 
mittelrechts (Drucksache 7'255) Bestimmungen vor, durch die 
erstmals besondere Werberegelungen für Kosmetika und Tabak- 
erzeugnisse eingeführt werden sollen. Ferner enthält der Entwurf 
eingehende Bestimmungen über die gesundheitsbezogene Wer- 
bung für Lebensmittel. Schließlich wurden die Irreführungstat- 
bestände im Interesse einer besseren Durchsetzbarkeit in der 
Praxis konkretis'iert. So soll sich das Irreführungsverbot künftig 
ausdrücklich auf Aussagen erstrecken, mit denen Lebensmitteln 
und kosmetischen Erzeugnissen Wirkungen beigelegt werden, 
die ihnen nach den Erkenntnissen der Wissenschaft nicht zu- 
kommen oder die wissenschaftlich nicht hinreichend gesichert 
sind. Die Dringlichkeit dieses Gesetzentwurfs wird nicht nur von 
der Bundesregierung, sondern auch vom Bundestag anerkannt. 
Der von den zuständigen Bundestagsausschüssen zur Beratung 
des Gesetzentwurfs eingesetzte gemeinsame Unterausschuß wird 
in den nächsten Tagen die Einzelberatungen aufnehmen. 

з. Die Tatsache, daß in der Öffentlichkeit immer wieder auf ein- 
zelne Verstöße gegen die Vorschriften, die dem Schutz gegen 
unlauteren Wettbewerb dienen, hingewiesen werden kann, mag 

и. a. auch darauf zurückzuführen sein, daß der Kreis der An- 
spruchsberechtigten von seinem Recht, gerichtliche Maßnahmen 
einzuleiten, nicht in ausreichendem Maße Gebrauch macht oder 
dazu auch nicht in der Lage ist. Der in § 13 Abs. 1 UWG vor- 
gesehene Kreis der Anspruchsberechtigten ist im Jahr 1965 durch 
Einfügung eines Absatzes 1 a erweitert und auf Verbände er- 
streckt worden, zu deren satzungsmäßigen Aufgaben es gehört, 
die Interessen der Verbraucher durch Aufklärung und Beratung 
wahrzunehmen. Wie in dem von der Bundesregierung verab- 
schiedeten Bericht zur Intensivierung der Verbraucherpolitik 
hervorgehoben wird, beabsichtigt die Bundesregierung über die 
bereits durch die Novelle von 1965 eingeführte Kostenerleichte- 
rung des § 23 a UWG hinaus, die finanzielle Förderung der Ver- 
braucherverbände weiter zu verstärken und damit die Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß die Verbraucherverbände die 
ihnen durch § 13 UWG gebotenen rechtlichen Möglichkeiten im 
Interesse aller Verbraucher in noch stärkerem Maße als bisher 
nutzen können. Der Bundesminister für Wirtschaft wird deshalb 
vor allem den Verein zum Schutz der Verbraucher gegen unlaute- 
ren Wettbewerb (Verbraucherschutz verein) finanziell stärker 
fördern, damit er in seiner sachlichen und personellen Ausstat- 
tung besser in die Lage versetzt wird, die Bekämpfung von un- 
lauterem Wettbewerb zum Nachteil des Verbrauchers zu inten- 
sivieren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


23. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung den amtlichen Kurs 
der DM gegenüber dem Rubel, insbesondere 
im Vergleich zur amtlichen Parität der Wäh- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik, 
im Hinblick auf die beabsichtigte Intensivie- 
rung des Osthandels für angemessen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1973 

Ihre Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Finanzen wie folgt: 

In der Bundesrepublik Deutschland wird der Rubel nicht amtlich 
gehandelt; einen offiziellen Rubel/DM-Kurs gibt es nur auf 
sowjetischer Seite. Dieser Kurs ist jedoch für die Entwicklung 
unserer Wirtschaftsbeziehungen zur UdSSR nur von beschränkter 
Bedeutung. Die deutsch-sowjetischen Handelsgeschäfte werden 
in DM oder in einer anderen westlichen Währung abgeschlossen, 
da der Rubel reine Binnenwährung und nicht konvertierbar ist. 
Die offizielle sowjetische Kursfestsetzung gilt unmittelbar nur 
für Touristen, reisende Geschäftsleute und andere Ausländer in 
der UdSSR. 

Im übrigen weicht die Bewertung der DM im Verhältnis zu an- 
deren wichtigen westlichen Währungen auf der sowjetischen 
Seite — wenn überhaupt — nur imwesentlich von^dem sich bei 
uns aus den amtlichen Kursnotierungen ergebendem Kursgefüge 
für die gleichen Währungen ab (z. B. am 1. August 1973 in Ein- 
zelfällen bis zu 5^/o). 

Die Währung der Deutschen Demokratischen Republik wird seit 
Jahren gegenüber dem Rubel bei einer Parität konstant gehalten, 
die praktisch auch nur für Reisende aus der Deutschen Demokra- 
tischen Republik Bedeutung hat. 


24. Abgeordneter 

Dr. Hornhues 


(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung mit dem Präsi- 
denten des Bundeskartellamts überein, der laut 
Pressemeldungen mit einer Zunahme der 
Preisempfehlungen von 430 000 auf 1 Million 
rechnet und erklärte, daß das Kartellamt nicht 
in der Lage sei, die Mißbrauchsaufsicht über 
die Preisempfehlungen zu verwirklichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1973 

Bei Inkrafttreten der Kartellgesetznovelle am 5. August 1973 
waren beim Bundeskartellamt rund 450 000 Preisempfehlungen 
angemeldet. Wie sich die Zahl der Preisempfehlungen nach dem 
endgültigen Anlaufen der Markenwarenpreisbindung am Ende 
d. J. entwickeln wird, läßt sich noch nicht sagen. In einer Presse- 
konferenz im Bundeskartellamt am 8. August 1973 hat der Prä- 
sident des Amts auf die Schwierigkeiten der Mißbrauchsaufsicht 
Über unverbindliche Preisempfehlungen hingewiesen. Er hat 
aber zugleich betont, daß das Amt Vorbereitungen getroffen 
habe, um die in der Kartellgesetznovelle vorgesehene scharfe 
Mißbrauchsaufsicht, insbesondere zur Verhinderung von Mond- 
preisempfehlungen, wirksam ausüben zu können. 


25. Abgeordneter 

Dr. Homhues 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 
dieser Aussagen, ihre Meinung zu revidieren 
und ein möglichst schnelles Verbot der Preis- 
empfehlungen vorzunehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1973 

Anläßlich der Verabschiedung der Kartellgesetznovelle am 
14. Juni 1973 hat der Deutsche Bundestag die Bundesregierung 
aufgefordert, bis zum 31. Dezember 1976 über die Erfahrungen 
mit der unverbindlichen Preisempfehlung bei Markenwaren zu 
berichten und dabei auch Vorschläge für notwendige Änderungen 
des Gesetzes zu machen (Drucksache 7/778). Die Bundesregierung 
wird diesen Bericht erstatten, sobald ausreichende Erfahrungen 
mit der unverbindlichen Preisempfehlung vorliegen. Sie wird 
nicht zögern, ein Verbot der unverbindlichen Preisempfehlung 
vorzus.chlagen, falls dieses neue Instrument mißbraucht wird und 
dies auch durch die Aufsicht des Bundeskarteliamts nicht wirk- 
sam verhindert werden kann. 


26. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Wie vereinbart die Bundesregierung den In- 
halt ihrer Antwort vom 26. Juli 1973 auf meine 
Anfrage zur Lage der Textil- und Bekleidungs- 
industrie mit den unter Bezugnahme hierauf 
genau gegensätzlichen an Zahlungsbeispielen 
erhärteten Feststellungen der Gewerkschaft 
Textil-Bekleidung in einem offenen Brief vom 
23. August 1973 an den Bundesminister für 
Wirtschaft? 


27. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung bei der mir gegebe- 
nen Antwort, es kämen „auf jeden Arbeits- 
losen im Textil- und Bekleidungsgewerbe fast 
2,5 offene Stellen"', die in den Ballungsräumen 
der Bekleidungsindustrie gewachsenen struk- 
turellen Verankerungen und vor allem die da- 
mit verbundene Unmöglichkeit, eine größere 
Anzahl Arbeitsloser aus der Bekleidungsindu- 
strie in räumlich weitentfernten Gebieten zu 
beschäftigen bzw. in anderen Wirtschaftszwei- 
gen unterzubringen, berücksichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1973 

Der Inhalt meiner Antwort auf Ihre Frage zur Lage der Textil- 
und Bekleidungsindustrie steht nicht im Widerspruch zu den im 
offenen Brief der Gewerkschaft Textil-Bekleidung genannten Zah- 
len über die Beschäftigungsentwicklung. 

Zweck meines Hinweises auf die Zunahme sowohl der Einfuhren 
wie auch der Beschäftigten auf dem Bekleidungssektor im Zeit- 
raum 1968 bis 1972 war es, deutlich zu machen, daß die immer 
wieder zu hörende Auffassung, wachsende Einfuhren führten 
automatisch — und zwar in einem bestimmten zahlenmäßigen 
Verhältnis — zur Freisetzung von Arbeitskräften, nicht zutrifft. 
Zieht man die Statistiken für einen längeren Zeitraum, z. B. für 
die letzten zehn Jahre, heran, so zeigt sich, daß die Zahl der 
Beschäftigen in der Bekleidungsindustrie in den einzelnen Jahren 
geschwankt hat, während die Bekleidungseinfuhren mit Aus- 
nahme des Jahrs 1967 kontinuierlich, zum Teil beträchtlich, ge- 
stiegen sind. 
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Deutlich ausgeprägt ist in diesem Zeitraum allerdings der Rück- 
gang der Beschäftigten in der Textilindustrie. 

Diese Entwicklung ist jedoch weitgehend auf die in diesem Indu- 
striezweig überdurchschnittlich starke Steigerung der Arbeits- 
produktivität zurückzuführen. Diese Rationalisierung ist notwen- 
dig, wenn die deutsche Textilindustrie dem scharfen Wettbewerb, 
dem sie vor allem innerhalb der EWG ausgesetzt ist, gewachsen 
bleiben soll. In diesem Zusammenhang wird häufig übersehen, 
daß mehr als 60''^/o unserer Textileinfuhren aus den EWG-Ländern 
kommen. Eine einseitige Einschränkung unserer Einfuhren aus 
Drittländern verbietet der außenwirtschaftliche Verpflechtungs- 
grad unserer Volkswirtschaft. 

Hinzu kommt, daß wir in der gegenwärtigen konjunkturpoliti- 
schen Situation angesichts der zu befürchtenden Preissteigerun- 
gen ein besonderes Interesse an einer Verbreiterung des aus- 
ländischen Angebots bei den preisgünstigen Sortimenten haben 
müssen. Diesem Ziel dienen die ednfuhrpolitischen Maßnahmen 
des 2. Stabilitätsprogramms. 

Die Feststellung, auf jeden Arbeitslosen im Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe kämen fast 2,5 offene Stellen, hat selbstverständ- 
lich einen globalen Charakter, ln den Ballungsräumen der Beklei- 
dungsindustrie liegen die Zahlenverhältnisse nicht immer gleich. 
Bisher gibt es jedoch nach meinen Feststellungen auch in den 
Ballungsräumen keine Anzeichen dafür, daß die Unterbringung 
freigesetzter Arbeitskräfte im gleichen Gebiet nicht möglich 
wäre. Ich räume gerne ein, daß von Mobilität bei weiblichen 
Arbeitnehmern, die ca. 85Vo der Beschäftigten in der Beklei- 
dungsindustrie ausmachen, im Prinzip nicht gesprochen werden 
kann. Wir werden deshalb die weitere Entwicklung besonders 
unter diesem Aspekt mit großer Sorgfalt beobachten. 


28. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Schröder die auf diese Weise (vgl. Frage 35 auf Seite 23) 

(Wilhelminenhof) gefährdete Existenz gerade mittelständischer 
(CDU/CSU) Betriebe zu sichern und damit auch den ge- 

meinsamen Anstrengungen in der regionalen 
Strukturpolitik besonders im ostfriesischen 
Raum nicht zuwiderzuhandeln? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1973 

Die Erhöhung der Vermittlungsgebühr für ausländische Arbeiter 
wird weder sektoral noch regional unterschiedlich gehandhabt. 
Nach Meinung der Bundesregierung wirkt sie sich nicht existenz- 
gefährdend auf die Fremdenverkehrsbetriebe des ostfriesischen 
Raums aus. Im übrigen stehen nach wie vor die vielfältigen Hil- 
fen der Gemeins.chaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" zur Verfügung, um die Wirtschaftskraft 
dieses Raums und die Krisenfestigkeit der Betriebe zu erhöhen. 


29. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Da die Bundesregierung meine Frage, ob durch 
die Herstellung der Indexwahrheit bei dem 
Lebenshaltungspreisindex das stabilitätspoliti- 
sche Ergebnis dieser Regierung noch ungünsti- 
ger aussähe als es ohnehin schon ist, dahin 
gehend beantwortete, daß das Ergebnis im 


18 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkS3Ch0 7/1013 


Gegenteil besser ausfalle, weil die Verbrau- 
cher auf Güter mit günstigerer Preisentwick- 
lung auswichen, frage ich die Bundesregierung, 
ob sie hier nicht einem Irrtum erliegt, da doch 
einerseits die Nachfrage nach Dienstleistungen 
stärker steigt als die Gesamtnachfrage, ande- 
rerseits aber auch die Dienstleistungs.preise 
stärker steigen als die Lebenshaltungspreise? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 13. September 1973 


Bei der Beantwortung Ihrer Anfrage vom 27. Juli 1973 ist die 
Bundesregierung keinem Irrtum erlegen. Zwar trifft es aller 
Wahrscheinlichkeit nach zu, daß das Gewicht der Dienstleistun- 
gen in einem aktualisierten Währungschema des Lebenshaltungs- 
index etwas höher ausfallen wird, als dies in dem derzeitigen 
— noch auf den Verbrauchsgewohnheiten des Jahrs 1962 basie- 
renden — ■ Warenkorb der Fall ist. Insofern könnte sich durch den 
Übergang auf ein realitätsnäheres Wägungsschema in der Tat 
eine gewisse Tendenz zu einem höheren Indexanstieg ergeben. 
Dies darf jedoch zur Vermeidung von Fehlschlüssen nicht isoliert 
betrachtet werden. Gleichzeitig ist nämlich zu berücksichtigen, 
daß durch das Festhalten am alten Warenkorb die ausgewiesenen 
Preissteigerungsraten innerhalb der meisten Gütergruppen die 
tatsächliche Preisentwicklung überzeichnen. Dies beruht darauf, 
daß bis zur Anpassung des Wägungsschemas an veränderte Ver- 
brauchsgewohnheiten die in meiner Antwort vom 13. August 
1973 bereits beschriebenen Substitutionsvorgänge innerhalb der 
einzelnen Güter gruppen nicht erfaßt werden können. 

Die bisherigen Erfahrungen mit Indexumstellungen haben erge- 
ben, daß die von Ihnen angesprochene, auf der Zunahme des 
Anteils der Dienstleistungen beruhende Tendenz zu höheren An- 
stiegsraten durch die sich aus den erwähnten Substitutionsvor- 
gängen ergebenden Tendenz zu niedrigeren Anstiegsraten deut- 
lich überkompensiert wird. An dem in der Vergangenheit beob- 
achteten Trend, daß sich durch das Festhalten an einem konstan- 
ten Warenkorb gegenüber der Wirklichkeit insgesamt eine Über- 
höhung des Lebensindex ergibt (vgl. z. B. Wirtschaft und Sta- 
tistik 1964, S. 77 ff.), dürfte sich auch bis zur Gegenwart nichts 
geändert haben. Anhaltspunkte hierfür bieten interne Kontroll- 
berechnungen des Statistischen Bundesamts. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


30. Abgeordneter 

Dr.Früh 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob die von 
deutschen Lieferanten in Italien erzielten Rin- 
dererlöse beträchtlich unter den festgestellten 
Referenzpreisen auf den italienischen Rinder- 
märkten liegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 12. September 1973 

Der Bundesregierung liegen keine statistischen Unterlagen vor, 
aus denen sich die von deutschen Lieferanten in Italien erzielten 
Erlöse für Rinder und Rindfleisch entnehmen lassen. Die Tat- 
sache, daß es in den letzten Monaten trotz unverändert hoher 
Referenzpreise in Italien vorübergehend Stockungen beim Export 
von Rindern und Rindfleisch gab, sind in erster Linie auf wäh- 
rungsbedingte Schwierigkeiten zurückzuführen. Inzwischen ha- 
ben sich die Exporte wieder normalisiert. 


31. Abgeordneter Treffen bejahendenfalls Vermutungen zu, daß 
Dr. Früh bei Übereinstimmung der von Italien gemel- 

(CDU/CSU) deten Referenzpreise mit den dort tatsächlich 

erzielten Marktpreisen der gemeinsame EG- 
Referenzpreis unter 103Vo des Rinderorientie- 
rungspreises zu liegen kommt, und was ge- 
denkt die Bundesregierung in diesem Fall im 
Hinblick auf die „Mangel Verordnung'' (EWG- 
Verordnungen Nr. 182/73 vom 23. Januar 1973 
und Nr. 1331/73 vom 15. Mai 1973) dann zu 
tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 12. September 1973 


Nachdem in der Woche vom 27. August bis 2. September 1973 
der gemeinsame Marktpreis 1 03^/0 des Rinderorientierungsprei- 
ses unterschritten hat und die sogenannte Mangelverordnung am 
3. September 1973 außer Kraft getreten ist, dürfte sich diese 
Frage erledigt haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


32. Abgeordneter 

Wüster 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Schwerbeschädigtenausweis zum Zweck der 
Freifahrt auf öffentlichen Verkehrsmitteln nur 
dann ausgehändigt wird, wenn mindestens 
eine dOVoige Minderung der Erwerbsfähigkeit 
durch Schädigung bzw. Erkrankung des Fort- 
bewegungs- und Stützsystems an den unteren 
Gliedmaßen vorliegt und z. B. bei einer lOOVo- 
igen Erwerbsminderung durch Herzinfarkt der 
Schwerbeschädigtenausweis versagt wird, 
wenn nicht gleichzeitig eine schwere Erkran- 
kung der unteren Gliedmaßen vorliegt, und ist 
die Bundesregierung bereit, eine Änderung der 
derzeitigen Regelung anzustreben, nach der 
bei der Erteilung des Schwerbeschädigtenaus- 
weises die gesamte Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit und nicht nur die der unteren Glied- 
maßen berücksichtigt wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 11. September 1973 

Ihre Frage dürfte sidi im Kern auf § 2 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes 
über die unentgeltliche Beförderung von Kriegs,- und Wehr- 
dienstbeschädigten sowie von anderen Behinderten im Nahver- 
kehr vom 27. August 1965 (BGBl. I S. 978) — UnBefG — beziehen. 
Hiernach ist die Freifahrtvergünstigung im Nahverkehr auf 
Körperbehinderte im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 1 des Bundes- 
sozialhilfegesetzes (BSHG) begrenzt, deren Erwerbsfähigkeit um 
wenigstens 50 v. H. gemindert ist und die erheblich gehbehindert 
sind; hinzukommen gewisse wirtsdiaftlidie Voraussetzungen. 
Diese Behinderten erhalten als amtlichen Ausweis im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 UnBefG den Schwerbeschädigtenausweis, sofern sie 
Schwerbeschädigte im Sinne des § 1 des Schwerbeschädigten- 
gesetzes sind, andernfalls den Ausweis für Schwerbehinderte 
jeweils, mit orangefarbenem Flächenaufdruck. 

Es trifft also zu, daß die in Rede stehende Vergünstigung unter 
gewissen Voraussetzungen z. Z. nur Körperbehinderte erhalten 
können, d. h. Personen, die in ihrer Bewegungsfähigkeit durch 
eine Beeinträchtigung ihres Stütz- oder Bewegungssystems nicht 
nur vorübergehend wesentlich behindert sind (§ 39 Abs. 1 Satz 2 
BSHG). 

Bei der vorgesehenen Novellierung des UnBefG ist beabsichtigt, 
den begünstigten Personenkreis auf alle Schwerbehinderten aus- 
zudehnen, die erheblich gehbehindert sind, sofern ihr Einkom- 
men eine gewisse Grenze nicht übersteigt. Die Überlegungen in 
dieser Hinsicht konnten allerdings noch nicht abgeschlossen wer- 
den, nicht zuletzt deswegen, weil eine Änderung des UnBefG, 
die sich auch auf eine zeitgemäße Anpassung des Nahverkehrs- 
begriffs beziehen wird, mit nicht unerheblichen finanziellen 
Mehrbelastungen der Haushalte des Bundes und der Länder 
verknüpft sein wird. 


33. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, in wie 
vielen Fällen — absolut und prozentual - — 
mehr als ein halbes Jahr zwischen dem Antrag 
auf Sozialrente und der ersten Rentenzahlung 
vergeht, und wie erklärt die Bundesregierung 
diese im Hinblick auf das Alter oder den 
Gesundheitszustand der Antragsteller als un- 
zumutbar erscheinenden Fristen, trotz des so 
oft gelobten Computereinsatzes, der an sich 
eine automatische Berechnung und Anweisung 
aller Altersrenten ermöglichen müßte? 


Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 12. September 1973 


Die gewünschten Angaben über die Zahl der Rentenantragsver- 
fahren, die sechs Monate und länger dauern, kann ich Ihnen 
leider nicht machen, weil mir insoweit kein aktuelles und reprä- 
sentatives statistisches Material für alle Zweige de^: Rentenver- 
sicherung zur Verfügung steht. Eine diesbezügliche Statistik be- 
findet sich jedoch im Aufbau. 
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Unabhängig davon ist mir bekannt, daß die Bearbeitungszeiten 
bei Rentenanträgen sich seit Inkrafttreten des Rentenreform- 
gesetzes verlängert haben und daß Bearbeitungszeiten von sechs 
Monaten und mehr im Augenblick leider keine Ausnahme dar- 
stellen, Der Grund dafür liegt vor allem in der erheblichen Ver- 
wialtungisimehrarbeit, die das Rentenreformgesetz für die Ver- 
sicherungsträger mit sich gebracht hat. Sie ergibt sich nicht nur 
aus der gestiegenen Anzahl von Anträgen auf Altersruhegeld 
auf Grund der flexiblen Altersgrenze, sondern — nach Auskünf- 
ten der Versa chenungsträger — in erster Linie aus der Durchfüh- 
rung der Vorschriften über die Rente nach Mindesteinkommen, 
schließlich auch aus der Bearbeitung von Anträgen auf Ver- 
sicherungspflicht und auf Nachentrichtung von Beiträgen. Die 
Rentenversicherungsträger sind bemüht, die durch diese Mehr- 
arbeit entstandenen Rückstände abzubauen. 

Die Bearbeitungszeit bei Rentenanträgen wird im übrigen nicht 
so sehr durch die von Ihnen angesprochene Rentenberechnung 
und Rentenanweisung bestimmt; denn diese Arbeiten werden 
mittels elektronischer Datenverarbeitungsanlagen durchgeführt. 
Dagegen ist die Feststellung des Sachverhalts sehr zeitaufwendig 
und in der Mehrzahl der Fälle die eigentliche Ursache für ein- 
tretende Verzögerungen. In dieser Hinsicht hat es der Ver- 
sicherte weitgehend selbst in der Hand, die Bearbeitungsdauer 
seines Rentenantrags zu bestimmen, indem er sich schon wäh- 
rend seines Arbeitslebens um die Vollständigkeit seiner Ver- 
sicherungsunterlagen bemüht, damit im Versicherungsfall alle 
für die Rentenfeststellung notwendigen Angaben gemacht und 
die erforderlichen Unterlagen dem Versicherungsträger zur Ver- 
fügung gestellt werden können. Die den Versicherungsträgern 
künftig obliegende Pflicht zur regelmäßigen Versendung von 
Versicherungsverläufen wird dazu beitragen, daß das Interesse 
der Versicherten wächst und sich der durch die Sachverhaltsfest- 
stellung bedingte Zeitaufwand verringert. 


34. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
alle Versicherten einen Anspruch auf unver- 
zügliche Rentenberechnung und -auszahlung 
haben und daß bei einer Bearbeitungsdauer 
von über drei Monaten auf jeden Fall eine 
Rentenvorauszahlung notwendig ist und die 
zu spät, gezahlten Rentenbeträge verzinst wer- 
den sollten? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 12. September 1973 

Die Bundesregierung ist mit Ihnen der Auffassung, daß die Ver- 
sicherten sich darauf sollten verlassen können, daß ihre Renten- 
anträge — ihre Vollständigkeit vorausgesetzt — binnen ange- 
messener Fristen beschieden werden. Was insbesondere die 
Altersruhegelder angeht, so muß das Ziel darin bestehen, diese 
Renten bei einer Antragsfellung vor dem beabsichtigten Aus- 
scheiden aus dem Erwerbsleben so rechtzeitig festzustellen, daß 
sie sich nahtlos an das letzte Erwerbseinkommen anschließen. 
Der Erreichung dieses Ziels dient u. a. die im Rentenreformge- 
setz getroffene Regelung, wonach ein Versicherter, der das 
Altersruhegeld beantragen will, von seinem Arbeitgeber die 
Bescheinigung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts für drei 
Monate im voraus verlangen kann. 
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Die Rentenversicherungsträger sind auf Grund geltender Vor- 
schriften nicht tgehindert, in Fällen, in denen sich die Renten- 
feststellung erheblich verzögert, Vorschußzahlungen zu ge- 
währen. Soweit mir bekaoint ist, machen sie nach pflichtgemäßem 
Ermessen von dieser Möglichkeit auch Gebrauch. Ich bin der 
Auffassung, daß diese Möglichkeit gerade bei Anträgen auf 
Altersruhegeld, bei denen der Rentenanspruch dem Grunde nach 
zumeist feststeht und die etwa noch erforderlichen weiteren 
Ermittlungen nur noch Einfluß auf die Höhe der Rente haben, 
immer in Betracht gezogen werden sollte, wenn die durchschnitt- 
liche Bearbeitungsdauer nicht unerheblich überschritten wird. 

Was schließlich die von Ihnen angesprochene Frage der Verzin- 
sung von verspätet gewährten Rentenleistungen angeht, so bietet 
das geltende Recht dafür noch keine Grundlage. Diese Rechts- 
grundlage soll jedoch durch den Allgemeinen Teil des Sozial- 
gesetzbuchs, dessen Entwurf sich bereits in der parlamentari- 
schen Beratung befindet, geschaffen werden. 


35. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung mit mir überein, 
Schröder daß hinsichtlich der ab 1. September 1973 zu 

(Wilhelminenhof) entrichtenden erhöhten Vermittlungsgebühr 
(CDU/CSU) für ausländische Arbeitnehmer diese Maß- 

nahme eine unzunlütbare Härte für das auf 
ausländische Arbeitnehmer weitgehend ange- 
wiesene und durch die saisonale Komponente 
besonders betroffene Fremdenverkehrsgewer- 
be bedeutet? 

Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 12. September 1973 

Am 6. Juni 1973 hat das Bundeskabinett Leitlinien zur Ausländer- 
beschäftigung beschlossen. Die verabschiedeten Maßnahmen sol- 
len zu einer Konsolidierung der Ausländerbeschäftiigung bei- 
tragen, um die sozialen und gesellschaftlichen Erfordernisse mit 
den einz'elwirtschaftlichen Interessen in Einklang zu bringen. 
Eine der von der Bundesregierung befürworteten Maßnahmen 
ist die spürbare Erhöhung der Gebühr für die Vermittlung aus- 
ländischer Arbeitnehmer. 

Für die Festsetzung dieser Gebühr ist der Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt für Arbeit zuständig. Vor der Beschlußfassung am 
19. Juli 1973 wurde der Verwaltungsrat von verrschiedener Seite 
gebeten, die besonderen Probleme bestimmter Wirtschafts- 
zweige, Regionen, Betriebsgrößenklassen u. ä. bei der Gebühren- 
regelung zu berücksichtigen. Der Verwaltungsrat hat diese Ein- 
gaben sorgfältig geprüft; er hat sich jedoch nicht zu einer diffe- 
renzierten Gebührenerhebung entschließen können, weil hierfür 
kein praktikabler Weg zu finden war. 

Statt dessen hat der Verwaltungsrat den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung gebeten, auf die Einführung einer 
gesetzlichen Ausgleichspflicht zwischen den Umternehmen hin- 
zuwirken, damit eine auf vorzeitigem Arbeitsplatzwechsel aus- 
ländischer Arbeitnehmer beruhende unterschiedliche Belastung 
der Beschäftigungsbetriebe ausgeglichen wird. Weiterhin hat er 
die Verwaltung der Bundesanstalt für Arbeit'gebeten zu prüfen, 
ob für ausländische Arbeitnehmer, die von vornherein für eine 
kurzfristige Beschäftigung angeworben werden (sogenannte Sai- 
sonarbeiter), bei Nachweis der Rückwanderung ein angemes- 
sener Teil der Gebühr zu erstatten oder zu stunden ist. 
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Beide Fragen, die nicht zuletzt für das Gaststättengewerbe von 
Bedeutung sind, werden derzeit in meinem Hause und von der 
Bundesanstalt für Arbeit geprüft. 


36. Abgeordnete 

Frau Schleicher 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
von den kostenlosen Untersuchungen zur 
Früherkennung von Krebserkrankungen mit 
20 V. H. bei den anspruchsberechtigten Frauen 
und 12,5 V. H. bei den anspruchsberechtigten 
Männern zu wenig Gebrauch gemacht wird, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung, hier in Zusammenarbeit mit den 
Ärzten, der privaten und der gesetzlichen 
Krankenversicherung, insbesondere durch zu- 
sätzliche Öffentlichkeitsarbeit Abhilfe zu schaf- 
fen? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 12. September 1973 


Die Bundesregierung hat zur Unterrichtung des Bundestags am 
5. April 1973 den Bericht über die Erfahrungen mit der Einfüh- 
rung von Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten als 
Pflichtleistungen der Krankenkassen sowie den zusätzlich von 
den Krankenkassen gewährten Maßnahmen der Vorsorgehilfe 
(Drucksache 7/454) vorgelegt. Der Bundestag hat den Bericht am 
16. Mai 1973 den zuständigen Ausschüssen zur Beratung zuge- 
leitet. In dem Bericht geht die Bundesregierung auch auf die 
Gründe für die noch geringe Inanspruchnahme und auf Möglich- 
keiten ihrer Steigerung ein. Ich darf Sie daher auf die detaillierte 
Darstellung hinweisen. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung hat die Vorlage des Berichts zum Anlaß genom- 
men, die versicherte Bevölkerung auf die Wichtigkeit dieser 
ärztlichen Untersuchungen hinzuweisen. Auch die beteiligten 
Organisationen sind aufgefordert worden, noch stärker für die 
Inanspruchnahme der Vorsorgeleistung zu werben. 


37. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach der 
Dr. Enders vom Bundesverband der landwirtschaftlichen 

(SPD) Krankenkassen erarbeiteten Mustersatzung, 

die in den meisten Ländern gültig ist, nur zwei 
Drittel der vertraglich vereinbarten Gebühren- 
sätze für Zahnersatz und andere Behandlungen 
übernommen werden und somit für die ver- 
sicherten Altenteiler erhebliche finanzielle Be- 
lastungen entstehen, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, darauf hinzuwirken, die satzungs- 
gemäße Zuschußregelung für die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen so zu verbessern, 
daß die versicherten Altenteiler keine bela- 
stenden Eigenanteile zu tragen brauchen und 
folglich nicht gezwungen sind, bei den Sozial- 
hilfestellen um Unterstützung der Bezahlung 
zahnärztlicher Leistungen nachzusuchen? 
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Antwort des Staatssekretärs Eidier 
vom 12. September 1973 

Nach dem Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte 
bestimmt die Satzung der einzelnen landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen die Höhe der Zuschüsse zu den Kosten für Zahnersatz, 
Zahnkronen und Stiftzähne; sie kann vorsehen, daß die gesam- 
ten Kosten übernommen werden. Es obliegt also der SelbstveT- 
waltung der jeweiligen landwirtschaftlichen Krankenkasse, den 
Umfang der Zuschüsse zu diesen Leistungen festzusetzen. Dabei 
ist sie nicht an die vom Bundesverband der landwirtschaftlidien 
Krankenkassen erarbeitete Mustersatzung gebunden, die ledig- 
lich Möglichkeiten zur Gestaltung einer Satzung aufzeiigt. Die 
Selbstverwaltung entscheidet vielmehr in eigener Verantwortung 
unter Berücksichtigung der Finanzlage der Kasse über die Höhe 
der Zuschüsse. 

Die Bundesregierung hat gegenüber den landwirtschaftlichen 
Krankenkassen keine Weisungsbefugnis; sie kann daher auch 
nicht auf satzungsrechtliche Regelungen Einfluß nehmen. 

Im übrigen wäre es nach Auffassung der Bundesregierung unzu- 
lässig, wenn die Satzungen der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen unterschiedliches Leistungsrecht für Altenteiler und die 
anderen Versicherten vorsehen würden. 


38. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
rung aus der im Wochenbericht des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung vom 17. Juli 
1973 getroffenen Feststellung ziehen, daß 
der Abstand der Rentenhöhe zwischen männ- 
lichen und weiblichen Versicherten trotz Ein- 
führung der Mindestrente ganz erheblich blei- 
ben wird, und dies, obwohl die Einführung 
der Mindes.trente überwiegend damit begrün- 
det wurde, Nachteile bei der Rentenberech- 
nung auszugleichen, die sich aus der Diskri- 
minierung der Frauen hinsichtlich ihrer Ent- 
lohnung in früheren Jahren ergeben haben? 


Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 12. September 1973 

Es ist zutreffend, daß die Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung bei Männern im Durchschnitt höher sind als bei 
Frauen. Hierfür kommen zahlreiche Ursachen in Betracht, die 
auf dem Hintergrund der Bruttolohnbezogenheit und der Lohn- 
ersatzfunktion der Renten zu sehen sind. Namentlich die auch 
heute noch feststellbare unterschiedliche Einkommenslage bei 
Männern und Frauen spielt für die Rentenhöhe eine wesentliche 
Rolle. 

Nach den Ergebnissen einer Lohn- und Gehaltsstrukturerhebung 
aus dem Jahr 1966, an denen sich, wie die laufenden Verdienst- 
erhebungen zeigen, bis heute im wesentlichen nichts geändert 
hat, liegen die Bruttowochenverdienste der Frauen um rund 
35 V. H. unter denen der Männer. Dieser Unterschied läßt sich 
auf Grund des vorhandenen statistischen Materials nur zum Teil 
erklären. 
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Wichtige Ursachen liegen jedenfalls darin, daß die durchschnitt- 
liche Arbeitszeit bei Frauen kürzer ist als bei Männern, daß die 
Frauen weniger Mehrarbeitstunden leisten als die Männer und 
dadurch bei ihnen der Anteil des Mehrarbeitszuschlags im Stun- 
denverd.enst geringer ist und daß die Verteilung auf die ver- 
schiedenen Leistungsgruppen bei Männern und Frauen unter- 
schiedlich ist. Außerdem konzentriert sich die Frauenarbeit 
hauptsächlich auf solche Industriezweige, in denen auch die 
Verdienste der Männer unter den Durchschnittsverdiensten 
des produzierenden Gewerbes insgesamt liegen. 

Mehr noch als durch die vorstehend beispielhaft genannten 
Gründe wird die unterschiedliche Rentenhöhe bei Männern und 
Frauen durch die durchschnittlich geringere Versicherungsdauer 
bei Frauen bestimmt. Die Ursache hierfür liegt hauptsächlich in 
der frühzeitigen Aufgebe oder Unterbrechung der Berufstätigkeit 
infolge Ehe und Kindererziehung. Gerade bei den Frauen, die 
aus diesen Gründen nur eine geringe Rente erhalten, ist jedoch 
die Rente aus eigener Versicherung regelmäßig nicht die einzige 
und maßgebliche Einkommensc|uelle; vielmehr wird in diesen 
Fällen die Einkommenssituation durch das gesamte Hausihalts- 
einkommen und nach dem Tode des versicherten Ehemannes 
durch die Witwe bestimmt. 

Die Rente nach Mindesteinkommen hat in diesem Zusammenhang 
eine bestimmte und begrenzte Zielsetzung., Durch sie sollen Nach- 
teile in der Rentenversicherung ausgeglichen werden, die aus 
den — früher möglichen — Lohnabschlägen bei Frauen und aus 
einer in der Vergangenheit — jedenfalls aus heutiger Sicht — 
zu niedrigen Entlohnung in unterstrukturierten Gebieten und in 
ungünstigen Branchen resultieren. 

Bei der Bestimmung der Voraussetzung von 25 Jahren an Ver- 
sicherungszeiten (Pflichtbeitrags- und Ersatzzeiten) für die An- 
wendung der Vorschriften über die Rente nach Mindesteinkom- 
men haben sich Bundesregierung und Gesetzgeber von der Erwä- 
gung leiten lassen, daß diese Leistungsverbesserung nur solchen 
Personen zugute kommen soll, bei denen angenommen werden 
kann, daß die Rente aus der Rentenversicherung wenn nicht die 
einzige, so doch die wesentliche Grundlage der Lebensführung 
dar stellt. Nach den Erhebungen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung werden auf Grund der Vorschriften 
über die Rente nach Mindesteinkommen die Versichertenrenten 
von rund 192 600 Männern und von rund 625 500 Frauen ange- 
hoben werden; hinzu kommen Leistungsverbesserungen für rund 
326 700 Bezieher von Witwen- und Witwerrenten. 

Die Bundesregierung ist bemüht, die soziale Sicherung der 
Frauen dadurch zu verbessern, daß ihnen die Begründung eigen- 
ständiger Ansprüche in der Rentenversicherung ermöglicht bzw. 
erleichtert wird. Die durch das Rentenreformgesetz des Jahrs 
1972 erfolgte Öffnung der Rentenversicherung für die nicht er- 
werbstätigen Hausfrauen war bereits ein Schritt in diese Rich- 
tung. Im Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung wird 
auf der Grundlage der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 
unter rechtlichen, sozialpolitischen und finanziellen Gesichts- 
punkten geprüft, welche Schritte auf dem Wege zur Erreichung 
des genannten Zieles folgen können. 

39. Abgeordneter Ist in absehbarer Zeit damit zu rechnen, daß 
Dr. Arnold die ärztlichen Vorsorgeuntersuchungen auch 

(CDU/CSU) auf andere Krainkheitss.ymptome ausgedehnt 

werden können, etwa im Bereich Herz- und 
Kreislaufkrankheiten? 
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Antwort des Staatssekretärs Eicher 
vom 13. September 1973 


Die Sachverständigenkommission zur Weiterentwicklung der 
sozialen Krankenversicherung hat am 4. September 1973 eine 
Empfehlung zur Weiterentwicklung der Früherkennung von 
Krankheiten verabschiedet. Ich werde prüfen, ob diese Empfeh- 
lung den Voraussetzungen für den Erlaß einer Rechtsverordnung 
nach § 181 a der Reichsversicherungsordnung entspricht und 
welche Maßnahmen vor der Einführung der vorges.chlagenen 
Früherkennungsuntersuchungen erforderlich sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


40. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Welche Erwägungen haben die Bundesregie- 
rung veranlaßt, den Soldaten der Bundeswehr 
die Teilnahme an der Beerdigung des ehemali- 
gen Feldmarschalls Schörnex in Uniform zu 
verbieten und ihre Teilnahme in Zivil für uner- 
wünscht zu erklären, nachdem doch durch 
einen allgemeinen Befehl die Anlässe im ein- 
zelnen aufgezählt sind, bei denen die Uniform 
nicht getragen werden darf (Bars, Rummel- 
plätze etc.) und dabei die Beerdigungsfeierlich- 
keiten für ehemalige FeldmarschäUe und hoch- 
dekorierte Soldaten aus dem 1. Weltkrieg nicht 
aufgeführt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 13. September 1973 


Nach der vom Bundesminister der Verteidigung erlassenen Zen- 
tralen Dienstvorschrift „Militärische Formen und Feiern'' (ZDv 
10/8) kann der Bundesminister der Verteidigung zur Bestattung 
von Inhabern höchster Verdienst- und Tapferkeitsauszeichnun- 
gen die Entsendung eines militärischen Ehrengeleits anordnen. 
Die Genehmigung wird von dem Ergebnis einer eingehenden 
Überprüfung abhängig gemacht. 

Auch im Falle des ehemaligen Generalfeldmarschalls Schörner ist 
entsprechend verfahren worden. Hierbei wurden die Verdienste 
des Verstorbenen als Träger einer der höchsten militärischen 
Auszeichnungen ebenso bewertet wie seine Einstellung zum 
Nationalsozialismus, seine Verhaltensweise besonders am Ende 
des zweiten Weltkriegs und die Tatsache seiner Verurteilung 
durch ein Münchner Schwurgericht. 

Nach sorgfältiger Abwägung aller für eine Beurteilung maßge- 
benden Umstände ist der Bundesminister der Verteidigung zu 
dem Ergebnis gekommen, von einer öffentlichen Ehrung des Ver- 
storbenen durch die Bundeswehr Abstand zu pehmen und die 
Teilnahme an den Beisetzungsfeierlichkeiten von Soldaten in 
Uniform fernschriftlich zu untersagen. 
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Darüber hinaus wurde .gewünscht, daß auch Angehörige der Bun- 
deswehr in Zivilkleidung nicht an der Beisetzung teilnehmen 
möchten. Dieser Wunsch des Bundesministers der Verteidigung 
ist in einzelnen Fällen auf Unverständnis gestoßen und hat zu 
einer Beschwerde geführt, über die das Bundesverwaltungsge- 
richt — Wehrdienstsenate — entscheiden wird. 

Ein genereller Befehl, in dem die Anlässe für ein Uniformverbot 
im einzelnen aufgeführt sind, besteht in der Bundeswehr nicht. 
Hierfür sind die Bestimmungen der Anzugordnung maßgebend, 
wonach der Disziplinarvorgesetzte für bestimmte Gelegenheiten 
oder Orte das Tragen der Uniform oder einer bestimmten Anzug- 
art verbieten kann, wenn es aus dienstlichen Gründen oder zum 
Schutz des Soldaten geboten ist. 


41. Abgeordneter 
Dr. Klepsdi 
(CDU/CSU) 


Trifft es. zu, daß an der Marineunteroffizier- 
schule in Plön bei den Maatenlehrgängen kein 
Deutsch-Unterricht* mehr erteilt wird und ge- 
gebenenfalls warum? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 13. September 1973 


ln dem „Allgemeinen Maatenlehrgang" mit einer Dauer von drei 
Monaten an der Marineunteroffiziers, chule werden 36 Stunden 
Unterricht im Fach Deutsch erteilt. Dieser Lehrgang läuft zur Zeit, 
das heißt im III. Quartal 1973, letztmalig für Maatenanwärter, 
die noch vor dem 1. Januar 1973 in die Bundeswehr eingetreten 
sind. 


Infolge der Verkürzung des Grundwehrdienstes auf 15 Monate 
wurde mit Erlaß des Bundesministeriums der Verteidigung vom 
September 1972 die Ausbildung von Mannschaften und Maaten 
neu geregelt. Hiernach erhalten die Maatenanwärter — im nor- 
malen Ausbildungsgang — ihre fachliche und allgemeine Aus- 
bildung zum Maaten jetzt an den für ihre Aus.bildungsreihe (frü- 
her Fachrichtung) zuständigen Schulen der Marine sowie in einem 
3-monatigen Truppenpraktikum. Der „Allgemeine Maatenlehr- 
gang" an der Marineunteroffizierschule entfällt daher ab 1. Ok- 
tober 1973 für alle Maatenanwärter, die nach dem 1. Januar 1973 
in die Bundeswehr eingetreten sind und diesen neuen Ausbil- 
dungsgang durchlaufen. 

In den Maatenlehrgängen der Verwendungsreihen an den Schu- 
len der Marine kann aus Zeitgründen kein Deutsch-Unterricht 
erteilt werden. 

An der Marineunteroffizierschule werden jedoch auch weiterhin 
— wie bisher — in dem 3-monatigen „Allgemeinen Bootsmann- 
lehrgang", d. h. auf der der Maatenausbildung folgenden nächst- 
höheren Ausbildungsebene, 54 Stunden Deutsch-Unterricht er- 
teilt. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


42. Abgeordneter 

Gerladi 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß „DDR"- 
Grehzkontrolleure ein Ehepaar eine halbe 
Stunde lang in einen dunklen Bunker sperr- 
ten, weil es seine im Auto schlafenden kleinen 
Kinder nicht wecken wollte, um den Wagen 
durchsuchen und dabei die Rücksitze aus- 
bauen zu lassen, und was hat die Bundesregie- 
rung unternommen bzw. was wird sie unter- 
nehmen, um auf eine menschenwürdige Ab- 
fertigung hinzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Nach den glaubwürdigen Aussagen des Ehemannes, der städti- 
scher Bediensteter in Coburg ist und dessen Name den Grenz- 
schutzbehörden der Bundesrepublik Deutschland bekannt ist, hat 
sich der Vorfall so zugetragen, wie er von Ihnen in Ihrer An- 
frage geschildert wurde. Die Bundesregierung beabsichtigt jedoch 
auf ausdrücklichen Wunsch des betroffenen Ehepaars, in diesem 
Fall gegenüber der DDR nichts zu unternehmen, da es sonst für 
erneute Reisen in die DDR Schwierigkeiten befürchtet. Die Bun- 
desregierung wird die Abfertigung durch die Grenzorgane der 
DDR weiterhin sorgfältig beobachten. 


43. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse dar- 
über vor, inwieweit elektrisch betriebene Ka- 
binen, die entweder an eine Stromleitung an- 
geschlossen oder mit Batterien versehen wä- 
ren, als Transportmittel in den Zentren der 
Städte in Frage kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Zur Schaffung leistungsfähiger und moderner Nahverkehrsmittel 
und um deren Einsatz in den Städten beurteilen zu können, wur- 
den von der Bundesregierung grundlegende Untersuchungen 
über bekannt gewordene neue Nahverkehrssysteme, zu denen 
insbesondere die verschiedensten Kabinenbahnen gezählt werden 
müssen, in Auftrag gegeben. — Zur Bewältigung des Nahver- 
kehrs werden heute vielfältige Lösungskonzepte für neue Ver- 
kehrssysteme angeboten. Um die Einsatz- und Integrationsmög- 
lichkeit dieser Ideen insbesondere aus verkehrspolitischer Sicht 
beurteilen und eine Auswaljl treffen zu können, hat die Bundes- 
regierung im Herbst vergangenen Jahres die Studiengesellschaft 
Nahverkehr in Hamburg mit der Durchführung einer Studie über 
„Vergleichende Untersuchungen über bestehende und künftige 
Nahverkehrstechniken“ beauftragt. Diese Studie soll die Maß- 
nahmen zur Verbesserung des Nahverkehrs, grundlegend unter- 
suchen. Dabei werden nicht nur die technologischen und tech- 
nisch-betrieblichen Bereiche, sondern auch die wirtschaftlichen, 
städtebaulichen, raumordnenden und soziologischen Aspekte be- 
rücksichtigt. 
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Neben der Überprüfung der Verbesserungsmöglichkeiten be- 
stehender und der Eignung neuartiger Nahverkehrssysteme sol- 
len in dieser Studie die Anforderungen, die an moderne Nah- 
verkehrsmittel hinsichtlich Leistungsfähigkeit, Attraktivität, Si- 
cherheit und Wirtschaftlichkeit zu stellen sind, in Form eines 
„Lastenhefts" präzisiert werden. Die Ergebnisse dieser Studie 
sollen im Herbst 1974 vorliegen. 

Als Ergänzung dieser Untersuchungen wird zur Zeit auch eine 
Durchführbarkeitsstudie über die Anwendungsmöglichkeiten des 
TRANSURBAN-Systems im Rahmen der Planungen der Stadt 
Heidelberg vom Dundesminister für Verkehr gefördert. Hierin 
werden die baulichen Gegebenheiten, die Höhen der Investitio- 
nen und der Betriebskosten wie auch die zu erwartenden Nach- 
fragen nach Verkehrsleistungen untersucht werden. 


44. Abgeordneter 
Dr. Wagner 
(Trier) 

(CDU/CSU) 


Ist die technische Entwicklung derartiger 
Transportmittel soweit fortgeschritten, daß 
Aussicht besteht, sie in absehbarer Zeit in 
quantitativ und qualitativ ausredchender Wei- 
se einsetzen zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

In der Bundesrepublik Deutschland sind vor allem drei Nah- 
verkehrsmittel bekannt geworden, deren Entwicklung von der 
Bundesregierung gefördert wird. Es sind dies die Transport- 
systeme: 

Cabinentaxi (CAT) von Demag-Messerschmitt-Bölkow-Blohm 
TRANSURBAN von Krauss-Maffei und 
H-Bahn von Siemens. 

Von diesen Systemen bestehen bereits Prototypen. 

Beim Cabinentaxi „CAT" handelt es sich um ein für die inner- 
städtische Netzbildung konzipiertes Transportmittel, das aus 2 bis 
3 sitzigen Kleinkabinen besteht, die — von einem Linearmotor 
angetriöben — automatisch im zielreinen Verkehr auf eigenen 
Fahrspuren geführt werden. 

Anfang September 1973 beginnt der Einsatz der Prototypmuster 
des CAT-System-s auf einer Großversuchsanlage bei der Fa. De- 
mag in Wetter an der Ruhr. 

Mit einer ersten öffentlichen Inbetriebnahme des CAT-Systems 
kann nicht vor 1977 bis 1978 geredinet werden. 

Bei dem Nahverkehrsmittel TRANSURBAN handelt es sich eben- 
falls um eine von Linearmotoren angetriebene 8 bis 10 Personen 
fassende Kabinenbahn, die im Gegensatz zum CAT-System 
magnetisch getragen und geführt wird. Der Versuchsbetrieb 
wurde inzwischen aufgenommen. Der Terminplan siehf vor, daß 
1976 die erste öffentliche TRANSURBAN-Strecke in Betrieb ge- 
nommen wird. 

Das H-Bahnsystem der Fa. Siemens besteht auch aus 8 bis 10 Per- 
sonen fassenden Kabinen, die allerdings im Gegensatz zu 
TRANSURiBAN an einem hochliegenden Balken hängen (Hänge- 
bahn) und mittels Laufräder getragen und geführt werden. Der 
Antrieb erfolgt durch synchrone Linearmotoren. 
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Für 1974 ist ein Großversuch auf einer Rundstrecke mit zwei 
Haltestellen auf dem Versuchsgelände der Fa. Siemens geplant. 
Mit dem Einsatz als öffentliches Verkehrsmittel kann wahr-, 
scheinlich in den Jahren 1977 bis 1979 gerechnet werden. 


45. Abgeordneter 

Handlos 

(CDU^CSU) 


Nachdem auf Grund der gegenwärtigen Kon- 
junkturpolitik die Autobahnbauvorhaben in 
Niederbayern erneut in das Stocken geraten 
sind, frage ich die Bundesregierung, welche 
verbindlichen Termine das zuständige Fach- 
ministerium nunmehr endgültig für die Fertig- 
stellung der verschiedenen Teilabschnitte auf 
der Autobahnstrecke Regensburg — Passau 
bzw. München — Deggendorf nennt? 


Antwort des Parlamentarisdien Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 


Es trifft nicht zu, daß die Bauarbeiten an den Autobahnen in 
Niederbayern ins Stocken geraten sind. Die gemäß 1. Fünfjahres- 
plan für den Ausbau der Bundesfemstraßen in den Haushalts- 
jahren 1971 bis 1975 angestrebten Bauziele an Autobahnen in 
Niederbayern kannten trotz der starken Kostensteigerungen 
und der erheblichen Kürzungen der Baumittel für den Bundes- 
fernstraßenbau aufrecht erhalten werden. 

Für die genannten Autobahnstrecken verfolgt die Bundesregie- 
rung nachstehende Fertigstelhingsziele: 


1. BAB-Neubaustrecke Regensiburg — Passau — (Linz) 


Teilstrecke: 

Regensburg — ^Deggendorf (B 11) 
Deggendorf (B 11) — Iggensbach 
I ggensbach — Scha Iding 

Donauüberiganig Schalding 
Schalding — Passau/Süd (B IZ) 

Passau/Süd (B 12) — Suben 


Fertigstellung: 

nach 1980 
1973 

gegen Ende des 2. Fünfjah- 
resplans von 1976 — 1980 
1973 

gegen Ende des 2. Fünf j ah- 
resplans von 1976 — 1980 
nach 1980 


2. BAB-Neubaustrecke München — Deggendorf 


Teilstrecke: 


Fertigstellung: 


München — Freising 

Freising — Landshut 

Landshut — Wallersdorf 
Wallersdorf— Sau torn 
Sautorn — Fischerdorf 


2. Fünfj>ahresplan 
von 1976 — 1980 
2. Fünf jahresplan 
von 1976—1980 
nach 1980 
1971/1972 
2. Fünfjahresplan 
von 1976—1980 
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46. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung auf Grund des durch 
die neueren Schiffsunfälle deutlich geworde- 
nen Fehlens eines weiteren Feuerlöschboots 
auf dem Oberrhein zwischen Karlsruhe und 
Kehl, auf das. auch von Seiten der Wasser- 
schutzpolizeidirektion Baden-Württemberg 
hingewiesen wird, bereit, die Stationierung 
eines zusätzlichen Feuerlöschboots in dem er- 
wähnten Abschnitt zu veranlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Der Bund ist ziur Unterhaltung eines Feuerschutzes nach § 35 
Abs. 2 des Bundes, Wasserstraßengesetzes vom 2. April 1968 
(BGBl. II S. 173) nach Maßgabe einer mit den Ländern zu schlie- 
ßenden Vereinbarung zuständig, soweit Brände auf den See- 
wasserstraßen — hierbei handelt es sich um die Küstengewässer 
bis zur Hoheitsigrenze — und den angrenzenden Mündungstrich- 
tern der Binnenwasserstraßen den Verkehr behindern können. 
Diese Verpflichtung des Bundes ist nach dem Gesetz eindeutig 
und abschließend auf das Küstengebiet beschränkt. Im Binnen- 
bereich obliegen dem Bund keine Aufgaben des Brandschutzes; 
sie sind auch auf Bundes.wasserstraßen Sache der Länder bzw. der 
Gemeinden. Von diesem Grundsatz gehen auch die Länder aus. 
Daher ist es dem Bund nicht möglich, im Rahmen seiner Ver- 
waltungsaufgaben Feuerlöschboote auf dem Oberrhein zu statio- 
nieren. Lm Rahmen der ständigen Kontakte der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes mit den zuständigen Landes- 
verwaltungen wird aber das Land Baden-Württemberg gebeten 
werden, ihre Anregung von sich ajus zu prüfen. 


47. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist das Fischsterben an Theiß- und Daisbach 
am 17. Juli 1973, das auf Wasser von der Ober- 
flächenentwässerung des Theißbach Viadukts 
bei Niedernhausen zurückgeht, ein Anlaß, die 
entsprechenden gesetzlichen Vorschriften zu 
novellieren bzw. zu erneuern sowie zusätz- 
liche Bestimmungen über Schutzmaßnahmen 
beim Transport von schädlichen chemischen 
Stoffen (Säuren, Laugen, Mineralöle etc.) auf 
Straßen zu treffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Durch die Verordnung des Bundesministers für Verkehr über die 
Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße ist mit Wirkung 
vom 1. Juli 1973 der nationale Straßentransport gefährlicher 
Güter umfassend geregelt worden. Frühere Einzelverordnungen 
wurden damit abgelöst. Nach vorläufigen Ermittlungen wurde 
am 17. Juli 1973 auf dem Rastplatz Camberg ein Tanksattelzug, 
beladen mit Salpetersäure, mit undichten Verschlüssen festge- 
stellt. Vermutlich ist aus diesem Fahrzeug Salpetersäure in den 
Theißbach und den Daisbach gelangt. Es ist anzunehmen, daß das 
Austreten des Ladeguts auf Verstöße gegen die vorgenannten 
Rechtsvorschriften zurückzuführen ist. Die Angelegenheit wird 
von den zuständigen Landesbehörden weiter verfolgt. 
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Im übrigen darf bemerkt werden, daß der Bundesminister für 
Verkehr für die Beförderung gefährlicher Güter in Tankfahrzeu- 
gen Vorschläge für neue Vorschriften über den Bau, die Prüfung 
und Verwendung von Tankfahrzeugen ausgearbeitet hat, die das 
Ziel haben, die Sicherheit bei der Beförderung von gefährlichen 
Gütern in Tankfahrzeugen weiter zu verbessern, über sie wird 
zur Zeit auf europäischer Ebene verhandelt. In den Vorschlägen 
wird dem Problem der Sicherung von Vexschlüssen besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet. 


48. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im 
Dr. Beermann Süden von Hamburg geplante Eisenbahnbrücke 
(SPD) mit einer Höhe von 10,79 m die wirtschaftliche 

Existenz der elbaufwärts gelogenen Schiffs- 
werften in Geesthacht und Lauenburg insoweit 
gefährdet, als die von diesen Werften gebau- 
ten Seeschiffe mindestens 12,50 m Durchfahrts- 
höhe für ihren Transport benötigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 


Die Deutsche Bundesbahn beabsichtigt, zwischen Meckelfeld 
(Bahnlinie Hamburg — Lüneburg) und der Bahnlinie Hamburg — 
Büchen eine Güterumgehungsbahn zu bauen, und zwar im An- 
schluß an den Bau des neuen Rangierbahnhofs Maschen. Mit dem 
Bau dieser neuen Güterumgehungsbahn und damit der Errichtung 
zweier Elbbrücken bei der Bunthäuser Spitze ist vermutlich erst 
im Jahre 1980 zu rechnen. Die Planung einschließlich der erfor- 
derlichen Abstimmungen mit den betroffenen Behörden in Ham- 
burg und Niedersachsen führt im Auftrag der Bundesbahndirek' 
tion (BD) Hamburg ein Ingenieurbüro durch. Die Planung wird 
voraussichtlich Ende 1973 abgeschlossen sein. 

Die Behörde für Wirtschaft und Verkehr — Strom- und Hafen- 
bau — der Stadt Hamburg hat in ihrem Schreiben vom 15. Juni 
1971 der BD Hamburg gegenüber die erforderliche Höhe der 
Konstruktionsunterkanten für den Brückenzug über die Elbe mit 
10,79 über NN angegeben. In dem genannten Schreiben ist der 
BD Hamburg auch die Forderung der Werften in Lauenburg und 
Geesthacht auf eine Höhe von 12,50 m über NN mitgeteilt wor- 
den; für den Fall, daß diese Höhe aus eisenbahntechnischen 
Gründen nicht hergestellt werden könne, fordert die o. g. Be- 
hörde jedoch die Vorhaltung einer Dalbengruppe in der Nähe 
der künftigen Eisenbahnbrücke. Da einerseits die Konstruktions- 
unterkanten bereits vorhandener Brücken tiefer als 10,79 m über 
NN liegen und andererseits der geplante Elbübergang im Zuge 
der künftigen Güterumgehungsbahn einen Hochpunkt im Tras- 
senverlauf der Bahnlinie bildet, ist die BD Hamburg bei der 
Planung von der von der Behörde für Wirtschaft und Verkehr 
der Stadt Hamburg angegebenen Konstruktionsunterkante von 
10,79 m über NN ausgegangen, um eine wirtschaftliche Lösung 
zu erreichen. 

Vor dem Bau der geplanten Eisenbahnlinie und damit vor der 
Errichtung einer Brücke über die Süderelbe und Norderelbe be- 
darf es der Planfeststellung nach § 36 des Bundesbahngesietzes. 
Im Rahmen des dafür durchzuführenden Planfeststellungsver- 
fahrens werden alle beteiligten Behörden des Bundes, des Lan- 
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des, der Gemeinden und sonstige beteiligte Stellen gehört. Alle 
Einwendungen gegen die Planung der Deutschen Bundesbahn 
werden dabei entsprediend gewürdigt. Sofern im Anhörungs- 
Verfahren Meinungsverschiedenheiten zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und Beteiligten nicht ausgeräumt werden können, 
wird der Plan vom Bundesminister für Verkehr festgestellt, der 
jedoch seinerseits vor einer Entscheidung alle offen gebliebenen 
Fragen nochmals mit den Beteiligten errörtern wird. 

Mit der Einleitung des Planfeststellungsverfahrens durch die BD 
Hamburg ist im übrigen nicht vor 1975 zu rechnen. 


49. Abgeordneter Wie läßt sich nach Auffassung der Bundes- 

Dr* Beermann regierung dieser Brückenbau mit der von der 

(SPD) Bundesregierung beabsichtigten Zonenrand- 

förderung vereinbaren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Bei der Entscheidung im Wege der Planfeststellung wird der 
Gesichtspunkt besoruderer Förderungswürdigkeit nicht unberück- 
sichtigt bleiben. 


50. Abgeordneter Hat die Bundesregierung in Anbetracht der 
Pieroth angespannten Haushaltstage die Absicht, zur 

(CDU/CSU) Finanzierung des Autobahnbaus in Rheinland- 

Pfalz, insbesondere der A 80, Mittel der euro- 
päischen Investitionsbank in Anspruch zu 
nehmen? 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß auch die 
belgische Regierung an einer Autobahnver- 
bindung Lüttich — Rhein-Main-Raum interes- 
siert ist und somit die Voraussetzung für einen 
Kredit der europäischen Investitionsbank füi 
dieses Projekt gegeben ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß in Belgien Interesse an 
einer Fernstraj5enverbindung zwischen Lüttich und dem Rhein- 
Main-Gebiet besteht. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, zur Finanzierung des 
Autobabnbaus Mittel der Europäischen Investitionsbank in An- 
spruch zu nehmen. Eine solche Kreditfinanzierung, die im übrigen 
einer besonderen Ermächtigung im Haushaltsgesetz bedürfte, 
entspräche nicht dem Wunsch aller Fraktionen, die sogenannten 
Nebenhaushalte abzubauen. 


52. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Sdimidt auf Grund der Tatsache, daß Untersuchungen 

(Kempten) ergeben haben, daß der von Autos und Motor- 

(FDP) rädern erzeugte Lärm hundertprozentige Un- 

terschiede aufweist und somsit die technischen 
Möglichkeiten für lärmschwache Autos und 


51. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 
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Motorräder gegeben sind, es unter Bezugnah- 
me auf § 49 der Straß enverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung kurzfristig notwendig und möglich 
ist, durch Herabsetzung der höchst zulässigen 
Geräus.chwerte und Modernisierung der Prüf- 
vorschriften für die Autoprototypen vor Ertei- 
lung einer allgemeinen Betriebserlaubnis eine 
erhebliche Geräuschdämpfung im Straßenver- 
kehr zu erreichen und damit wegweisend für 
die Lösung dieser Frage im EWG-Bereich zu 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Es müßte nach dem derzeitigen Stand der Technik möglich sein, 
die z. Z. geltenden Geräuschgrenzwerte um etwa 3 Dezibel (A) 
zu senken. 3 Dezibel (A) aber stellen eine Größenordnung dar, 
die etwa der Verdoppelung des Geräusches gleichkommt und 
als Reduzierung dem von Ihnen geschilderten Tatbestand Rech- 
nung tragen würde. Ein nationaler Alleingang der Bundesrepu- 
blik Deutschland als Mitgliedstaat der Europäischen Gemein- 
schaften ist, gestützt auf § 49 der Straßenverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung, nicht möglich und wäre wirkungslos. Hier bleibt nur 
der Weg über die EWG-Organe und über eine Änderung bzw. 
Ergänzung der entsprechenden und seit dem 6. Februar 1970 
bereits bestehenden EWG-Bestimmungen. 

Zu diesem Zweck fand am 6. August 1973 eine Abstimmung mit 
Großbritannien statt, das es übernommen hat, entsprechende 
Vorschläge an die Kommission heranzutragen. In der ersten 
Septemberhälfte soll versucht werden, auch Frankreich für die 
Unterstützung der von Großbritannien zu erwartenden Vor- 
schläge zu gewinnen. 

Neben der Senkung der Grenzwerte wird eine wesentliche Ände- 
rung der Prüfvorschriften nicht für sinnvoll oder notwendig ge- 
halten. Hier soll lediglich die Begünstigung, die sich jetzt noch 
für Fahrzeuge mit 5-Gang-Schaltgetrieben ergibt, aus, geräumt 
werden. 


53. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Ist mit der Inangriffnahme des Ausbaus der 
Umgehung von Vilsbiburg (Teilstück der Auto- 
bahn Regensburg — Traunstein — im Gesamt- 
verkehrsplan Bayern rot eingezeidinet, also 
ein Vorhaben der 1. Dringlichkeitsstufe) noch 
in diesem 5-Jahresplan oder wenigstens im 
ersten Jahr des zweiten 5- Jahresplans zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Der zunächst zweispurige Bau der Ortsumgehung für Vilsbiburg 
auf der Trasse der künftigen B 299 neu wurde in die 1. Dringlich- 
keitsstufe des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen aufge- 
nommen. Eine Berücksichtigung des Projekts im 1. Fünfjahres- 
plan (1971 bis 1975) war jedoch wegen der Vielzahl vordring- 
licherer Projekte und wegen des begrenzten Finanzvolumens für 
die Bundesfernstraßen nicht möglich. 
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Die Arbeiten zur Aufstellung des 2. Fünfjahresplans (19*76 bis 
1980) sind gerade erst angelaufen. Es läßt sich daher zur Zeit 
noch nicht übersehen, bis zu welchem Zeitpunkt die Ortsum- 
gehung Vilsbiburg berücksichtigt werden kann. 


54. Abgeordneter Welche Arbeiten werden zur Zeit an dem 
Walther Reststück der Bundesautobahn Kassel — Ruhr- 

(SPD) gebiet ausgeführt, und mit welchem endgülti- 

gen Fertigstellungstermin der gesamten Auto- 
bahn ist demgemäß verbindlich zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Auf dem rund 39 km langen Abschnitt Haaren — Soest/Ost der 
Bundesautobahn-Neubaustrecke Kassel — Ruhrgebiet werden zur 
Zeit Erdbau- und Brüdcenbauarbeiten durchgeführt. Nach dem 
derzeitigen Stand der Bauarbeiten ist mit einer Fertigstellung 
dieses Abschnitts im Jahr 1975 zu rechnen. Es wird angestrebt, 
die Strecke vor Beginn des Ferienverkehrs in Betrieb zu nehmen. 

Trotz der vorgenommenen Kürzungen im Bundesfernstraßen- 
haushalt des Jahrs 1973 und trotz der in den nächsten Jahren 
vorgesehenen Kürzungen ist die Finanzierung des Bauvorhabens 
sichergestellt. 


55. Abgeordneter 

Dr. Geßner 

(SPD) 


56. Abgeordneter 

Dr. Geßner 

(SPD) 


Trifft der Hinweis in der Süddeutschen Zeitung 
vom 25./26. August 1973 zu, wonach die 
„höchstzulässigen Geräuschwerte für Kraft- 
fahrzeuge bei uns mindestens um das 

Doppelte höher angesetzt (sind), als der Stand 
der Technik derzeit erlauben würde"? 


Trifft es zu, „daß die Prüfvorschriften für den 
Autoprototyp vor Erteilung einer allgemeinen 
Betriebserlaubnis offensichtlich praxisfremd 
sind "? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Es müßte nach dem derzeitigen Stand der Technik möglich sein, 
die z. Z. geltenden Geräuschgrenzwerte um etwa 3 Dezibel (A) 
zu senken. 3 Dezibel (A) aber stellen eine Größenordnung dar, 
die etwa der Verdoppelung des Geräusches gleichkommt und als 
Reduzierung dem von Ihnen in Ihrer ersten Frage aufgezeigten 
Hinweis Rechnung tragen. Eine Anpassung der Rechtsvorschriften 
muß über die EWG-Organe und über eine Änderung bzw. Er- 
gänzung der entsprechenden und seit dem 6. Februar 1970 
bereits bestehenden EWG-Bestimmungen erfolgen. Zu diesem 
Zweck fand am 6. August 1973 eine Abstimmung mit dem EWG- 
Partner Großbritannien statt. Danach wird das Vereinigte 
Königreich entsprechende Vorschläge an die EG-Kommission 
herantragen. In der ersten Septemberhälfte soll versucht werden, 
auch Frankreich für die Unterstützung der von Großbritannien 
zu erwartenden Vorschläge zu gewinnen. 
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Die EWG-Prüfungsvorschriften, die aus unseren nationalen Prüf- 
vorschriften hervorgegangen sind, sind sachgerecht. Bei ihrer An- 
wendung hat sich lediglich eine Begünstigung der mit 5-Gang- 
Schaltgetrieben ausgerüsteten Fahrzeuge ergeben, die im Zu- 
sammenhang mit der oben erwähnten Senkung der Grenzwerte 
ausgeräumt werden soll. 


57. Abgeordneter 

Dr. Arnold 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung jetzt — nachdem 
die große Reisewelle abgeebbt ist — ver- 
bindlich mitteilen, von welchem Zeitpunkt an 
und in welchem Ausmaß die Deutsche Bundes- 
bahn in diesem Jahr eine Aktion verbilligter 
Fahrkarten für ältere Menschen durchführt, 
nachdem sie am 10. Juli 1973 auf eine Anfrage 
des Abgeordneten Katzer (Drucksache 7/893) 
erklärt hat, der Vorstand der Deutschen Bun- 
desbahn habe seine Bereitschaft erklärt, die 
Reihe der Sonderaktionen fortzusetzen, sei 
sich allerdings über die zweckmäßigste Form 
der neuen Sonderaktionen noch nicht schlüssig 
geworden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Wie ich bereits in meiner Antwort vom 10. Juli 1973 an den Kol- 
legen Katzer (vgl. Drucksache 7/893, S. 42) zum Ausdruck ge- 
bracht habe, ist die Bundesregierung mit den Fragen der Fort- 
führung der Fahrpreisvergünstigungen für ältere Mitbürger 
befaßt; sie hat dabei ihr Interesse an weiteren Vergünstigungen 
für die Senioren gegenüber dem Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn begründet. Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat 
nunmehr mitgeteilt, daß seine Überlegungen abgeschlossen sind 
und am 14. September 1973 ein neues Sonderangebot verkündet 
wird, das auch für die älteren Mitbürger von Interesse ist. 


58. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, von Uber- 
Schröder legungen aus dem Bundesministerium für Ver- 

(Wilhelminenhof) kehr Abstand zu nehmen, die Wasser- und 
(CDU/CSU) Schiffahrtsdirektion (WSD) Aurich ganz oder 

teilweise aufzulösen und nach Bremen zu ver- 
lagern, nachdem sowohl Vertreter der Gewerk- 
schaften als auch des niedersächsischen Mini- 
sters für Wirtschaft und öffentliche Arbeiten 
in einem kürzlich stattgefundenen Gespräch in 
Bremen weitgehende Übereinstimmung dar- 
über erzielten, aus wirtschafts-, Struktur- und 
sozialpolitischen Gesichtspunkten die WSD 
Aurich mit Sitz in Aurich zu erhalten? 


59. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, eine end- 
Schröder gültige Entscheidung über den für den ostfrie- 

(Wilhelminenhof) sischen Raum so lebensnotwendigen Weiter- 
(CDU/CSU) bestand und Ausbau in Aurich zu treffen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

In meiner Antwort zu Ihrer Anfrage vom 1. Februar 1973 habe 
ich bereits darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung die 
Pflicht hat, sich eingehend mit den Anregungen und Empfeh- 
lungen des Bundesbeauftragten für Wirtschaftlichkeit in der 
Verwaltung (BWV) in seinem Gutachten über die Organisation 
und Wirtschaftlichkeit der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
des Bundes (WSV) zu befassen. 

Wie ich Ihnen bereits zu Ihrer Anfrage vom Juni 1973 mitteilen 
konnte, wurde dem Hauptpersonalrat beim Bundesminister für 
Verkehr im April 1973 eine Diskussionsgrundlage unterbreitet, 
in der Bremen als Standort einer Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion (WSD) Weser-Jade-Ems vorgeschlagen worden ist. 

Inzwischen sind von vielen Seiten Gesichtspunkte zur Gliederung 
der WSD-Bezirke vorgetragen worden. Um alle Belange in die 
Überlegungen einzubeziehen und möglichst weitgehendes Ein- 
vernehmen zu erzielen, ist ein Arbeitskreis aus Personalrats- und 
Verwaltungsvertretern gebildet worden, der verschiedene Alter- 
nativlösungen diskutieren und gegeneinander abwägen soll. Eine 
Entscheidung über die künftige Gliederung des WSV im Weser- 
Jade-Ems-Raum muß im Zusammenhang mit der Gliederung der 
Mittelbehörden der gesamten WSV gesehen werden, da die 
wechselseitige Abhängigkeit der in verschiedenen Regionen zu 
berücksichtigenden Belange sehr groß ist. Neben den Gesprä- 
chen mit dem Personalrat sind die anstehenden Fragen auch noch 
mit den betroffenen Bundesländern zu erörtern. 

Ich bitte deshalb um Verständnis, daß ich im gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch keine Terminvorstellungen mitteilen kann. 


60. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 
Seefeld daß Bahnhöfe in durch Gemeindezusammen- 

(SPD) Schlüsse gebildeten neuen Gemeinden bei der 

Deutschen Bundesbahn weiter die alten, nun- 
mehr überholten Bezeichnungen beibehalten, 
wenn diese Gemeinden die der Deutschen Bun- 
desbahn entstehenden Kosten nicht ersetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Es trifft nicht zu, daß die Deutsche Bundesbahn (DB) die An- 
passung ihrer Bahnhofsbezeichnungen an geänderte Gemeinde- 
namen in allen Fällen von der Kostenübernahme durch die je- 
weilige Gemeinde abhängig macht. Die DB ändert die Bahnhofs- 
namen vielmehr dann auf ihre Kosten, wenn ohne die Umbenen- 
nung die Verkehrsabwicklung gestört und beeinträchtigt würde, 
über diese Fälle hinaus besteht nach Auffassung der DB aller- 
dings, keine Verpflichtung zur Änderung von Bahnhofsnamen. 
Diese Rechtsauffassung kann nicht beanstandet werden. In einem 
Urteil des Oberverwaltungsgerichts Lüneburg vom 24. November 
1970 wird zwar die Ansicht vertreten, daß aus § 12 BGB gewisse 
Folgerungen für die Benennung von Bahnhöfen zu ziehen seien. 
Gegen dieses Urteil hat die DB jedoch Revision eingelegt, über 
die noch nicht entschieden ist. 
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61. Abgeordnetei 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
auf Grund der Tatsache, daß es nunmehr drin- 
gend an der Zeit ist, zumindest den Teilab- 
schnitt Kempten/Lindau (Esseratsweiler Kreuz) 
der Bundesautobahn München/Lindau vorran- 
gig in Angriff zu nehmen, zumal durch den 
unglücklichen Trassenstroit der Vergangenheit 
schon einmal eine Verzögerung aufgetreten 
ist? 


62. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei Bejahung 
der Frage 61 dem Teilstück München/Lindau 
(Essenratsweiler Kreuz) der Bundesautobahn 
München/Lindau dahin gehend erste Priorität 
einzuräumen, daß der Bau der Bundesauto- 
bahn an diesem Teilstück gleichzeitig auf bei- 
den Seiten, d. h. vom Brückenwerk Walten- 
hofen bei Kempten und vom Esseratsweiler 
Kreuz aus vorangetrieben wird und darüber 
hinaus ebenfalls der Durchbruch durch die 
Kugel, der besonders viel Zeit in Anspruch 
nehmen dürfte, nicht länger hinausgeschoben 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 14. September 1973 

Die Bundesautobahnstrecke Kempten/Lindau wurde in die 1. 
Dringlichkeitsstufe des Bedarfsplans eingereiht. Damit wurde 
die besondere Dringlichkeit dieser Strecke anerkannt. Wegen 
zahlreicher vordringlicherer Streckenabschnitte — ■ z. B. Umge- 
hung Kempten — kann der Abschiiitl Kempten/Lindau im i. 
Fünfahresplan (1971 bis 1975) nicht begonnen werden. Die Bun- 
desregierung wird sich jedoch wegen der Dringlichkeit dieses 
Abschnitts um eine Berücksichtigung im 2. Fünf jahresplan be- 
mühen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


63. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Gleichsetzung 
der innerdeutschen Grenze mit internationalen 
Grenzen der DDR und CSSR und Polen in zwei 
vom Bundesministerium für innerdeutsche Be- 
ziehungen verteilten Publikationen (Über- 
sichtskarte der DDR, herausgegeben als „un- 
verkäufliche Sonderausgabe" vom Mair Ver- 
lag, Stuttgart, und Merkblatt für Reisen in die 
DRR) mit der besonderen Qualifizierung die- 
ser Grenze vereinbar, die das Bundesverfas- 
sungsgericht im Urteil zum Grundvertrag vom 
31. Juli 1973 rechtsverbindlich gemacht hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 


Die Kritik an der durch das Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen im Juni 1973 von Mairs Geographischem Verlag, 
Stuttgart, angekauften Übersichtskarte der DDR, die vor allem 
bei Anfragen aus der Bevölkerung vor beabsichtigten Reisen in 
die DDR als zweckentsprechende Orientierungshilfe dienen soll, 
und an einer Kartenskizze in dem Faltblatt „Reisen in die DDR" 
ist unbegründet. 


Landkarten haben je nach ihrer Funktion die Aufgabe, die dar- 
zustellenden Gegebenheiten wiederzugeben. Die Art der Dar- 
stellung wird deshalb insbesondere im Hinblick auf den beabsich- 
tigten Darstellungszweck unterschiedlich sein können. 

Die übersichtiskarte aus Mairs Geographischem Verlag ist eine 
Gebrauchskarte; sie soll die geographischen und verkehrsrele- 
vanten Gegebenheiten darstellen. Die Kennzeichnung der Grenze 
zwischen Bundesrepublik und DDR enthält keine Aussage über 
die rechtliche Beschaffenheit dieser Grenze, Wenn die DDR als 
selbständiger Staat ausgewiesen ist, so. erscheint dies unter Be- 
rücksichtigung des maßgebenden Informationsinteresses des Kar- 
tenbenutzers durchaus zutreffend. Auch das Bundesverfassungs- 
gericht hat in seinem Urteil vom 31. Juli 1973 festgestellt, daß 
die Deutsche Demokratische Republik im Sinne des Völkerrechts 
ein Staat und als solcher Völkerrechtssubjekt ist. Die von der 
Bundesregierung stets vertretene Auffassung, die DDR sei im 
Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nicht Ausland, und 
die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zur Qualifizie- 
rung der staatsrechtlichen Grenze zwischen den beiden deutschen 
Staaten erfordern nicht, der hieraus sich ergebenden rechtlichen 
Qualifizierung der Grenze auch bei den hier behandelten karto- 
graphischen Darstellungen, die nicht den Zweck haben, über die 
Rechtslage Deutschlands Auskunft zu geben, Rechnung zu tragen. 
Die Besonderheiten in dem Verhältnis der beiden deutschen 
Staaten stehen fest und finden im Grundlagenvertrag ihren 
unmittelbaren Ausdruck. Zur Aufrechterhaltung der bekannten 
Rechtsposition der Bundesrepublik ist es deshalb nicht erforder- 
lich, diese Rechtsposition auch bei ganz anderen Zwecken dienen- 
den kartographischen Darstellungen zum Ausdruck zu bringen. 


Entsprechendes gilt für das Merkblatt für Reisen in die DDR. 
Wenn es jetzt wieder vermehrte Möglichkeiten gibt, in die DDR 
zu reisen, dann müssen angemessene Orientierungshilfen gege- 
ben werden, damit die Reisemöglichkeiten voll genutzt werden 
können. 

Bei der Orientierungsskizze des Merkblattes handelt es sich um 
eine der Klarheit und Übersichtlichkeit willen schematisierte 
Darstellung der für den grenznahen Verkehr in Frage kommen- 
den Gebiete. Die Orientierungsiskizze soll vor allem die Begren- 
zungslinien der zum grenznahen Verkehr gehörenden Bereiche 
auf beiden Seiten kenntlich machen. Die entsprechenden Be- 
grenzungslinien sind aus diesem Grunde stärker als die Grenze 
zur DDR gekennzeichnet. Aus der Art der Darstellung ergibt sich, 
daß die Grenz- und Begrenzungslinien keine Schlüsse auf die 
rechtliche Qualifizierung dieser Linien durch die Bundesregie- 
rung zulassen. 
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64. Abgeordneter 

Rawe 


(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Verteilung einer 
sogenannten Übersichtskarte der DDR aus 
Mairs Geographischem Verlag, Stuttgart, und 
die Verteilung eines Merkblatts für Reisen in 
die DDR durch das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen auch nach dem Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichts mit der 
Rechtspflicht aller Verfassungsorgane der Bun- 
desrepublik Deutschland vereinbar, sich bei 
Auslegung, Durchführung und Ausfüllung des 
Grundvertrags an die in Rechtskraft erwach- 
sene Auslegung zu halten, die das Bundesver- 
fassungsgericht dem Grundvertrag in den Ur- 
teilsgründen gegeben hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 

Die Kritik an der durch das Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen im Juni 1973 von Mairs Geographischem Verlag, 
Stuttgart, angekauften Übersichtskarte der DDR, die vor allem 
bei Anfragen aus der Bevölkerung vor beabsichtigten Reisen in 
die DDR als zweckentsprechende Orientierungshilfe dienen soll, 
und an einer Kartenskizze in dem Faltblatt „Reisen in die DDR" 
ist unbegründet. 

Landkarten haben je nach ihrer Funktion die Aufgabe, die dar- 
zustellenden Gegebenheiten wiederzugeben. Die Art der Dar- 
stellung wird deshalb insbesondere im Hinblick auf den beabsich- 
tigten Darstellungszweck unterschiedlich sein können. 

Die Übersichtskarte aus Mairs Geographischem Verlag ist eine 
Gebrauchskarte; sie soll die geographischen und verkehrsrele- 
vanten Gegebenheiten darstellen. Die Kennzeichnung der Grenze 
zwischen Bundesrepublik und DDR enthält keine Aussage über 
die rechtliche Beschaffenheit dieser Grenze. Wenn die DDR als 
selbständiger Staat ausgewiesen ist, so erscheint dies unter Be- 
rücksichtigung des maßgebenden Informationsinteresses des Kar- 
tenbenutzers durchaus zutreffend. Auch das Bundesverfassungs- 
gericht hat in seinem Urteil vom 31. Juli 1973 festgestellt, daß 
die Deutsche Demokratische Republik im Sinne des Völkerrechts 
ein Staat und als solcher Völkerrechtssubjekt ist. Die von der 
Bundesregierung stets vertretene Auffassung, die DDR sei im 
Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nicht Ausland, und 
die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zur Qualifizie- 
rung der staatsrechtlichen Grenze zwischen den beiden deutschen 
Staaten erfordern nicht, der hieraus sich ergebenden rechtlichen 
Qualifizierung der Grenze auch bei den hier behandelten karto- 
graphischen Darstellungen, die nicht den Zweck haben, über die 
Rechtslage Deutschlands Auskunft zu geben, Rechnung zu tragen. 
Die Besonderheiten in dem Verhältnis der beiden deutschen 
Staaten stehen fest und finden im Grundlagenvertrag ihren 
unmittelbaren Ausdruck. Zur Aufrechterhaltung der bekannten 
Rechtsposition der Bundesrepublik ist es deshalb nicht erforder- 
lich, diese Rechtsposition auch bei ganz anderen Zwecken dienen- 
den kartographischen Darstellungen zum Ausdruck zu bringen. 

Entsprechendes gilt für das Merkblatt für Reisen in die DDR. 
Wenn es jetzt wieder vermehrte Möglichkeiten gibt, in die DDR 
zu reisen, dann müssen angemessene Orientierungshilfen gege- 
ben werden, damit die Reisemöglichkeiten voll genutzt werden 
können. 
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Bei der Orientierungsskizze des Merkblattes handelt es sich um 
eine der Klarheit und Übersichtlichkeit willen schematisierte 
Darstellung der für den grenznahen Verkehr in Frage kommen- 
den Gebiete. Die Orientierungaskizze soll vor allem die Begren- 
zungslinien der zum grenznahen Verkehr gehörenden Bereiche 
auf beiden Seiten kenntlich machen. Die entsprechenden Be- 
grenzungslinien sind aus diesem Grunde stärker als die Grenze 
zur DDR gekennzeichnet. Aus der Art der Darstellung ergibt sich, 
daß die Grenz- und Begrenzungslinien keine Schlüsse auf die 
rechtliche Qualifizierung dieser Linien durch die Bundesregie- 
rung zulassen. 


65. Abgeordneter Weshalb läßt die Bundesregierung durch das 
Reddemann Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 

(CDU/CSU) hungen auch nach dem Urteil des Bundesver- 

fassungsgerichts zum Grundvertrag eine geo- 
graphische Übersichtskarte und ein Merkblatt 
für Reisen in die DDR kostenlos verteilen, 
obwohl in diesen Publikationen die inner- 
deutsche Grenze ebenso wie die internationa- 
len Grenzen zur CSSR und Polen gekenn- 
zeichnet ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 


Die Kritik an der durch das Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen im Juni 1973 von Mairs Geographischem Verlag, 
Stuttgart, angekauften Übersichtskarte der DDR, die vor allem 
bei Anfragen aus der Bevölkerung vor beabsichtigten Reisen in 
die DDR als zweckentsprechende Orientierungshilfe dienen soll, 
und an einer Kartenskizze in dem Faltblatt „Reisen in die DDR" 
ist unbegründet. 

Landkarten haben je nach ihrer Funktion die Aufgabe, die dar- 
zustellenden Gegebenheiten wiederzugeben. Die Art der Dar- 
stellung wird deshalb insbesondere im Hinblick auf den beabsich- 
tigten Darstellungszweck unterschiedlich sein können. 

Die Übersichtskarte aus Mairs Geographischem Verlag ist eine 
Gebrauchskarte; sie soll die geographischen und verkehrsrele- 
vanten Gegebenheiten darstellen. Die Kennzeichnung der Grenze 
zwischen Bundeisrepublik und DDR enthält keine Aussage über 
die rechtliche Beschaffenheit dieser Grenze. Wenn die DDR als 
selbständiger Staat ausgewiesen ist, so erscheint dies unter Be- 
rücksichtigung des maßgebenden Informationsinteresses des Kar- 
tenbenutzers durchaus zutreffend. Auch das Bundesverfassungs- 
gericht hat in seinem Urteil vom 31. Juli 1973 festgestellt, daß 
die Deutsche Demokratische Republik im Sinne des Völkerrechts 
ein Staat und als solcher Völkerrechtssubjekt ist. Die von der 
Bundesregierung stets vertretene Auffassung, die DDR sei im 
Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nicht Ausland, und 
die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zur Qualifizie- 
rung der staatsrechtlichen Grenze zwischen den beiden deutschen 
Staaten erfordern nicht, der hieraus sich ergebenden rechtlichen 
Qualifizierung der Grenze auch bei den hier behandelten karto- 
graphischen Darstellungen, die nicht den Zweck haben, über die 
Rechtslage Deutschlands Auskunft zu geben, Rechnung zu tragen. 
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Die Besonderheiten in dem Verhältnis der beiden deutschen 
Staaten stehen fest und finden im Grundlagenvertrag ihren 
unmittelbaren Ausdruck. Zur Aufrechterhaltung der bekannten 
Rechtsposition der Bundesrepublik ist es deshalb nicht erforder- 
lich, diese Rechtsposition auch bei ganz anderen Zwecken dienen- 
den kartographischen Darstellungen zum Ausdruck zu bringen. 

Entsprechendes gilt für das Merkblatt für Reisen in die DDR. 
Wenn es jetzt wieder vermehrte Möglichkeiten gibt, in die DDR 
zu reisen, dann müssen angemessene Orientierungshilfen gege- 
ben werden, damit die Reisemöglichkeiten voll genutzt werden 
können. 

Bei der Orientierungsskizze des Merkblattes handelt es sich um 
eine der Klarheit und Übersichtlichkeit willen schematisierte 
Darstellung der für den grenznahen Verkehr in Frage kommen- 
den Gebiete. Die Orientierungsiskizze soll vor allem die Begren- 
zungslinien der zum grenznahen Verkehr gehörenden Bereiche 
auf beiden Seiten kenntlich machen. Die entsprechenden Be- 
grenzungslinien sind aus diesem Grunde stärker als die Grenze 
zur DDR gekennzeichnet. Aus der Art der Darstellung ergibt sich, 
daß die Grenz- und Begrenzungslinien keine Schlüsse auf die 
rechtliche Qualifizierung dieser Linien durch die Bundesregie- 
rung zulassen. 


66. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, ab sofort die 

Dr. Waigel von ihr verteilte Übersichtkarte der DDR und 

(CDU/CSU) das Merkblatt für Reisen in die DDR unter 

Berücksichtigung ihrer Rechtspflicht, die sich 
aus dem Urteil des Bundesverfasungsgerichts 
zum Grundvertrag ergibt, nicht mehr weiter zu 
verteilen? 


67. Abgeordneter Wann, von wem und zu welchem Zweck ist 
Dr. Waigel die in Mairs Geographischem Verlag, Stutt- 

(CDÜ/CSU) gart, mit dem Aufdruck „Unverkäuflidie Son- 

derausgabe" ausgestattete Übersichtskarte der 
DDR in Auftrag gegeben oder angekauft 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 

Die Kritik an der durch das Bundesministerium für innerdeutsche 
Beziehungen im Juni 1973 von Mairs Geographischem Verlag, 
Stuttgart, angekauften Übersichtskarte der DDR, die vor allem 
bei Anfragen aus der Bevölkerung vor beabsichtigten Reisen in 
die DDR als zweckentsprechende Orientierungshilfe dienen soll, 
und an einer Kartenskizze in dem Faltblatt „Reisen in die DDR" 
ist unbegründet. 

Landkarten haben je nach ihrer Funktion die Aufgabe, die dar- 
zustellenden Gegebenheiten wiederzugeben. Die Art der Dar- 
stellung wird deshalb insbesondere im Hinblick auf den beabsich- 
tigten Darstellungszweck unterschiedlich sein können. 
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Die Übersichtskarte aus Mairs Geographischem Verlag ist eine 
Gebrauchskarte; sie soll die geographischen und verkehrsrele- 
vanten Gegebenheiten darstellen. Die Kennzeichnung der Grenze 
zwischen Bundesrepublik und DDR enthält keine Aussage über 
die rechtliche Beschaffenheit dieser Grenze. Wenn die DDR als 
selbständiger Staat ausgewiesen ist, so erscheint dies unter Be- 
rücksichtigung des maßgebenden Informationsinteresses des Kar- 
tenbenutzers durchaus zutreffend. Auch das Bundesverfassungs- 
gericht hat in seinem Urteil vom 31. Juli 1973 festgestellt, daß 
die Deutsche Demokratische Republik im Sinne des Völkerrechts 
ein Staat und als solcher Völkerrechtssubjekt ist. Die von der 
Bundesregierung stets vertretene Auffassung, die DDR sei im 
Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland nicht Ausland, und 
die Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts zur Qualifizie- 
rung der staatsrechtlichen Grenze zwischen den beiden deutschen 
Staaten erfordern nicht, der hieraus sich ergebenden rechtlichen 
Qualifizierung der Grenze auch bei den hier behandelten karto- 
graphischen Darstellungen, die nicht den Zweck haben, über die 
Rechtslage Deutschlands Auskunft zu geben, Rechnung zu tragen. 
Die Besonderheiten in dem Verhältnis der beiden deutschen 
Staaten stehen fest und finden im Grundlagenvertrag ihren 
unmittelbaren Ausdruck. Zur Aufrechterhaltung der bekannten 
Rechtsposition der Bundesrepublik ist es deshalb nicht erforder- 
lich, diese Rechtsposition auch bei ganz anderen Zwecken dienen- 
den kartographischen Darstellungen zum Ausdruck zu bringen. 

Entsprechendes gilt für das Merkblatt für Reisen in die DDR. 
Wenn es jetzt wieder vermehrte Möglichkeiten gibt, in die DDR 
zu reisen, dann müssen angemessene Orientierungshilfen gege- 
ben werden, damit die Reisemöglichkeiten voll genutzt werden 
können. 

Bei der Orientierungsskizze des Merkblattes handelt es sich um 
eine der Klarheit und Übersichtlichkeit willen schematisierte 
Darstellung der für den grenznahen Verkehr in Frage kommen- 
den Gebiete. Die Orientierungsskizze soll vor allem die Begren- 
zungslinien der zum grenznahen Verkehr gehörenden Bereiche 
auf beiden Seiten kenntlich machen. Die entsprechenden Be- 
grenzungslinien sind aus diesem Grunde stärker als die Grenze 
zur DDR gekennzeichnet. Aus der Art der Darstellung ergibt sich, 
daß die Grenz- und Begrenzungslinien keine Schlüsse auf die 
rechtliche Qualifizierung dieser Linien durch die Bundesregie- 
rung zulassen. 

68. Abgeordneter In welchem Umfang hat die Bevölkerung abso- 
Gierenstein lut und prozentual von dem sogenannten 

(CDU/CSU) kleinen Grenzverkehr über die Zonengrenze 

Gebrauch gemacht, ist insbesondere zu er- 
kennen, daß schlechte Verkehrs Verbindungen 
und die Besuchsverbote für etwa ein Viertel 
aller Orte in den Kreisen jenseits der Zonen- 
grenze die Besuchszahlen herabdrücken, und 
wie ist das Verhalten der „DDR"-Behörden 
bei der Auftragsbearbeitung und der Abferti- 
gung an den Kontrollpunkten zu beurteilen, 
werden insbesondere Anträge nur deshalb ab- 
gelehnt, weil die Frage nach einem früheren 
Wohnsitz in der „DDR" nicht mit einem 
Querstrich ausdrücklich verneint wurde und 
werden Kraftfahrzeugkontrollen, etwa durch 
Herausreißen der Rücksitze, schikanös gehand- 
habt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 


Vom 21. Juni 1973 bis 2. September 1973 sind insgesamt rund 
43 000 Reisende im grenznahen Verkehr gezählt worden. Wegen 
der Bearbeitungszeiten für die Mehrfach-Berechtigungsscheine ist 
der Reiseverkehr erst im August mit rund 27 000 Reisenden voll 
angelaufen (Juli 9 800 Reisende). Der prozentuale Anteil der 
Personen, die von der neuen Reisemöglichkeit Gebrauch gemacht 
haben, an der hierfür in Frage kommenden Gesamtbevölkerung 
läßt sich nicht exakt feststellen, da nicht bekannt ist, wie viele 
Reisende schon mehrmals zu Besuchen in die DDR gefahren sind. 
Im übrigen wäre erst eine auf den Zeitraum eines Jahres bezo- 
gene prozentuale Angabe aussagekräftig. 


Von entscheidender Bedeutung für die Beurteilung Ihrer Frage, 
ob schlechte Verkehrs, Verbindungen die Besucherzahlen herab- 
drücken, ist, daß die DDR-Behörden insbesondere in Fällen un- 
günstiger Verkehrsverbindungen großzügig Genehmigungen zur 
Einreise mit dem Pkw erteilen. Bisher sind rund zwei Drittel aller 
Reisenden mit dem eigenen Fahrzeug zu einem Tagesaufenthalt 
in die DDR eingereist. 


Im übrigen sind für den grenznahen Verkehr sowohl an den 
bisherigen als auch an den am 21. Juni 1973 nach einer rund 
25 Jahre dauernden Absperrung wiedereröffneten vier Über- 
gängen im Verhandlungswege öffentliche Verkehrsverbindungen 
geschaffen worden, deren Kapazitäten bisher noch weit über dem 
tatsächlichen Verkehrsaufkommen liegen. Über alle Straßenüber- 
gänge (außer den Autobahnübergängen) verkehren Pendelbusse, 
je nach Tageszeit in einem halb- bis zweistündigen Abstand. 
Außerdem sind zusätzlich zu den fahrplanmäßig verkehrenden 
grenzüberschreitenden Fernverkehrszügen drei Zugpaare über 
Ilelmstedt-Marienborn, Ludwigsstadt-Probstzella und Fiof-Guten- 
fürst eingesetzt. Nach bisherigen Feststellungen sind diese Ver- 
kehrsmittel nur teilweise ausgelastet. Deshalb sollen sie auch 
den tatsächlichen Bedürfnissen angepaßt werden. 


Es ist nicht zu übersehen, ob die Tatsache, daß eine Reihe von 
unr^ü.ttelbar an der Grenze gelegenen Gemeinden und Ortsteilen 
in der DDR weiterhin im Sperrgebiet liegen, Reisewillige von 
einem Besuch in der DDR abhält. In diesen Gemeinden und Orts- 
teilen leben nur 5Vo bis 6Vo der in den grenznahen Kreisen woh- 
nenden Bevölkerung. Aber auch die dort lebenden Personen 
können besucht werden, wenn das Treffen außerhalb der gesperr- 
ten Ortschaften stattfindet. 


Das Verhalten der DDR-Behörden bei der Antragsbearbeitung 
und bei der Abfertigung kann durchaus positiv beurteilt werden. 
Lediglich in Einzelfällen hat es Beanstandungen gegeben. So ist 
der Bundesregierung bekannt geworden, daß einzelne Anträge 
auf Erteilung eines Mehrfach-Berechtigungsscheines wegen un- 
vollständig ausgefüllter Antragsformulare abgelehnt wurden. Bei 
dem Ihrer Anfrage nach schikanösen Abfertigungskontrollen of- 
fenbar zugrunde liegenden Vorfall handelt es sich um einen 
Einzelfall. Insgesamt verlaufen das Antragsverfahren und die 
Grenzabfertigung weitgehend reibungslos. 
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69. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, ein Schweizer 
Gierenstein Fluchthelfer sei von offizieller Seite aus der 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland gewarnt worden, 

er riskiere bei der Einreise in die Bundesre- 
publik Deutschland Verhaftung und Ausliefe- 
rung an die „DDR", und wie rechtfertigt 
— bejahendenfalls — die Bundesregierung 
diese Drohung, wie gedenkt sie sich insbe- 
sondere den Menschen gegenüber zu verhal- 
ten, denen dieser Fluchthelfer aus einem neu- 
tralen Land noch den Weg in den freien Teil 
Deutschlands gebahnt hätte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 3. September 1973 

Die von Ihnen erwähnten Pressemeldungen treffen nicht zu. Die 
Bundesregierung hat keinen Schweizer Fluchthelfer gewarnt, er 
riskiere bei der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland 
seine Verhaftung und die Auslieferung an die DDR. 

Mit dieser Auskunft entfällt die zweite Alternative Ihrer Frage 


70. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, in der „DDR" seien 
allein im Monat Juli vor den Jugendfestspieien 
2900 Personen im Schnellverfahren zur soge- 
nannten Arbeitserziehung verurteilt worden, 
so daß gegenwärtig 18 000 Personen in Ar- 
beitserziehungslagern einsitzen, während 4500 
Personen mit Aufenthaltsverboten für Ost-Ber- 
lin belegt worden seien, und wie wird die 
sogenannte Arbeitserziehung vollstreckt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 11. September 1973 

Pressemeldungen, wonach in der DDR im Monat Juli 2900 Perso- 
nen im Schnellverfahren zur sogenannten Arbeitserziehung ver- 
urteilt worden sein sollen und sich gegenwärtig 18 000 Personen 
in Arbeitserziehungslagern der DDR befinden sollen, können 
nicht bestätigt werden. Informationen, die eine solche Schluß- 
folgerung zulassen, liegen der Bundesregierung nicht vor. Es gibt 
auch keine Anhaltspunkte dafür, daß es im Zusammenhang mit 
den Weltjugendfestspielen zu vermehrten Festnahmen in der 
DDR gekommen wäre. 


71. Abgeordneter 
Schmidhuber 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit einer Neuauflage der Nach- 
schlagewerke „SBZ — von A bis Z" und 
„SBZ — Biographien", gegebenenfalls unter 
geändertem Titel, zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 6. September 1973 

Das Interesse einer breiten Öffentlichkeit für die beiden Nach- 
schlagewerke wurde Anfang dieses Jahrs durch die Debatte des 
Deutschen Bundestags im Januar und den Hinweis von Bundes- 
minister Franke auf das Taschenbuch „A bis Z" belebt. 
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Dieses Taschenbuch ist zuletzt (im 915. bis 965. Tausend) im 
August 1969 in der 11. Auflage erschienen; der Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen als Herausgeber hat bereits damals 
im Vorwort erklärt, „daß die Editionsprinzipien eines Werkes, 
das die Entwicklung der innerdeutschen Verhältnisse zeitnah 
widerspiegeln soll, ständig überprüft werden müssen"'. 

Ein Taschenbuch oder Lexikon, das über einen Zeitraum von 
15 Jahren in 11 Auflagen erschienen ist, erreicht damit praktisch 
ein Stadium, in dem seine Verwendbarkeit schon im Hinblick auf 
rein äußere, formale Kriterien wie Umfang, Schriftbild, Darstel- 
lungsform, Handlichkeit in Frage gestellt wird. 

Hinzu kommt, daß in der Zwischenzeit unter Nutzung neuer wis- 
senschaftlicher Methoden der Systemforschung und des System- 
vergleichs neue Erkenntnisse erarbeitet wurden, die von der 
Bundesregierung als „Materialien zum Bericht zur Lage der 
Nation" vorgelegt wurden. Es liegt auf der Hand, daß diese 
Ergebnisse von einem neuen DDR-Lexikon nicht unberücksichtigt 
bleiben können. Mein Haus hat für die Erarbeitung einer diesen 
gestiegenen Ansprüchen gerecht werdenden Konzeption einen 
namhaften Wissenschaftler gewonnen, der zusammen mit' ande- 
ren die Gewähr dafür gibt, daß diesen Erfordernissen entsprochen 
wird. Es wäre der Arbeit nicht zuträglich, wenn Zeitdruck ausge- 
übt würde. Trotzdem wird mit dem Erscheinen zu Ende 1974 
gerechnet werden können. 

Was die frühere „SBZ-Biographie" (herausgegeben vom Bundes- 
ministerium für gesamtdeutsche Fragen, in 3. Auflage 1964 und 
1965) betrifft, so ist die Notwendigkeit zu einer Fortführung 
dieses biographischen Nachschlagebuches durch mich bereits 1965 
entfallen, als ein Verlag ein deutsches „WHO IS WHO" heraus- 
brachte. Inzwischen hat der Verlag zur Frankfurter Buchmesse 
im Oktober eine Neuauflage seines biographischen Nachschlage- 
werkes angekündigt, so daß auch damit dem Interesse der breiten 
Öffentlichkeit entsprochen wird und die Notwendigkeit für die 
Herausgabe durch mein Haus nicht mehr gegeben ist. 

Angesichts dieser Sachlage meine ich, daß Pressemeldungen an- 
derer Tendenz und anderen Inhalts am Gegenstand und am Gebot 
objektiver Information Vorbeigehen und ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn auch Sie meine Bemühungen in Richtung auf eine objektive 
Information der Öffentlichkeit in diesem Sinne unterstützen 

würden. 

72. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 

Schmidhuber der DDR-Forschung nach Inkrafttreten des 

(CDU/CSU) Grundvertrags bei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 

Die Bundesregierung hat der DDR-Forschung schon vor dem In- 
krafttreten des Grundvertrags große Bedeutung beigemessen 
und hat dies auch unter Beweis gestellt: 

Mit den beiden „Materialen zum Bericht zur Lage der Nation", 
1971 und 1972, hat sie einen Vergleich der Lebenslagen in beiden 
Teilen Deutschlands vor gelegt, der — obwohl er natürlich auch 
eigene neue Forschungen enthielt — eine Zusammenfassung 
bisheriger Forschungsergebnisse brachte, wie es sie in dieser 
Systematik und mit einer solchen Fülle von Informationen bis 
dahin nicht gegeben hatte; 1974 soll ein dritter Band dieser 
Materialien folgen. 
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Die Bundesregierung hat gleichzeitig die Förderung langjähriger 
Forschungsvorhaben über die DDR kräftig verstärkt. Neben die 
schon immer geförderte Forschung auf den Gebieten Recht und 
Wirtschaft der DDR traten Forschungen z. B. zu Fragen der 
Jugend, der Außenpolitik, der polytechnischen Erziehung oder 
zu Fragen der Entwicklung der Sozialwissenschaften in der DDR. 
Die Summe der für die Förderung der DDR-Forschung auf ge- 
wandten Mittel wird 1973 um reichlich die Hälfte höher liegen 
als im Jahr 1968; dabei sind die Mehraufwendungen für Personal- 
ausgaben auf Grund der seither eingetretenen Tarifsteigerungen 
nicht berücksichtigt. 

Die Bundesregierung wird darum bemüht sein, daß diese Ent- 
wicklung sich fortsetzt. Sie ist der Auffassung, daß die Bedeutung 
der DDR-Forschung mit dem Inkrafttreten des Grundvertrags in 
zweierlei Hinsicht noch zugenommen hat: Je häufiger und zahl- 
reicher die Begegnungen für Menschen aus den beiden deutschen 
Staaten wieder werden, eine um so größere unmittelbar prak- 
tische Bedeutung können die Ergebnisse einer objektiven und 
unabhängigen Forschung für den Einzelnen erlangen — sei es 
für die persönliche Orientierung, sei es, um für den politischen 
Dialog Kenntnisse und Argumentationsbilfen zu vermitteln. 

In diesem Zusammenhang hat die DDR-Forschung auch besondere 
Bedeutung für die Bundesregierung selbst. In seinem Urteil zum 
Grundvertrag hat das Bundesverfassungsgericht bekräftigt, was 
Überzeugung der Bundesregierung war, daß es nämlich die ver- 
fassungsmäßige Pflicht aller Organe in Bund und Ländern sei, 
das öffentliche Bewußtsein nicht nur für die bestehenden Gemein- 
samkeiten, sondern auch dafür wach zu halten, welche weltan- 
schaulichen, politischen und sozialen Unterschiede zwischen der 
Lebens- und Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland und 
der Lebens- und Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik bestehen. — Das ist eine politische Aufgabe. Niemand 
wird wollen, daß die Bundesregierung diese Aufgabe einfach 
an die Wissenschaft wedtergibt. Für die Bundesregierung liegt 
allerdings ein Bedeutungszuwachs der Wissenschaft darin, daß 
sie sich mit den Ergebnissen der Wissenschaft unter Umständen 
noch stärker wird auseinandersetzen müssen, wenn sie nämlich 
weiterhin imstande sein will, Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
so beim Namen zu nennen, daß weder die Politik die Wissen- 
schaft nach die Wissenschaft die Politik desavouiert. 

Gerade die zusätzlichen Anforderungen nach dem Grundvertrag 
haben der Auffassung recht gegeben, daß eine vergleichende 
Deutschland-Forschung, eine vergleichende Forschung über beide 
Teile Deutschlands, den Fragen besser gerecht wird als eine 
reine DDR-Forschung. Die meisten der von der Bundesregierung 
geförderten DDR-Forschungsgruppen planen daher auch eine 
solche Erweiterung der Fragestellung oder haben sie schon vor- 
genommen. 


73. Abgeordneter Was hatte den Bundesminister für inner- 
Engelsberger deutsche Beziehungen veranlaßt, in der Bro- 

(CDU/CSU) schüre „Reisen in die DDR'' die Zonengrenze 

in der gleichen Weise zu kennzeichnen wie die 
zwischen den Bundesländern, und teilt die 
Bundesregierung die Auffassung, daß sie sich 
von einer Rechtsposition entfernt, die im Urteil 
deutsch-tschechoslowakische und nicht ähnlich 
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wie die zwischen den Bundesländern, und teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß sie 
sich von einer Rechtsposition entfernt, die im 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Grundvertrag als nach wie vor verbindlich er- 
klärt wurde, und wird die Bundesregierung in 
der nächsten Auflage die auch für sie verbind- 
lich festgestellte Rechtslage kenntlich machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 10. September 1973 


Die Kritik an der Kartenskizze in dem Faltblatt „Reisen in die 
DDR" ist unbegründet. 

Landkarten haben je nach ihrer Funktion die Aufgabe, die dar- 
zustellenden Gegebenheiten wiederzugeben. Die Art der Darstel- 
lung wird deshalb insbesondere im Hinblick auf den beabsichtig- 
ten Darstellungszweck unterschiedlich sein können. Zur Auf- 
rechterhaltung der bekannten Rechtsposition der Bundesrepublik 
ist es nicht erforderlich, diese Rechtsposition auch bei ganz 
anderen Zwecken dienenden kartographischen Darstellungen zum 
Ausdruck zu bringen. 

Wenn es jetzt wieder vermehrte Möglichkeiten gibt, in die DDR 
zu reisen, dann müssen angemessene Orientierungshilfen gege- 
ben werden, damit die Reisemöglichkeiten voll genutzt werden 
können. 

Bei der Orientierungsskizze des Merkblattes handelt es sich um 
eine der Klarheit und Übersichtlichkeit willen schematisierte 
Darstellung der für den grenznahen Verkehr in Frage kommen- 
den Gebiete. Die Orienticrung$,skizze soll vor allem die Begren- 
zungslinien der zum grenznahen Verkehr gehörenden Bereiche 
auf beiden Seiten kenntlich machen. Die entsprechenden Be- 
grenzungslinien sind aus diesem Grunde stärker als die Grenze 
zur DDR gekennzeichnet. Aus der Art der Darstellung ergibt sich, 
daß die Grenz- und Begrenzungslinien keine Schlüsse auf die 
rechtliche Qualifizierung dieser Linien durch die Bundesregie- 
rung zulassen. 


74. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Bevollmächtigte der Bun- 
desregierung in Berlin, Abteilung innerdeut- 
sche Beziehungen, schon im Januar 1973 An- 
träge abgelehnt hat, Zuschüsse für Ost-West- 
Seminare zu gewähren, die der Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehung als förderungs- 
würdig anerkannt hat, weil wegen der bevor- 
zugten Berücksichtigung von Anträgen aus 
dem vergangenen Jahr die Möglichkeiten für 
eine Zuschußgewährung bereits erschöpft sei- 
en, und teilt, bejahendenfalls, die Bundesregie- 
rung die Auffassung, daß angesichts dessen 
von einer ausreichenden Aufklärungsarbeit 
über die Probleme der deutschen Spaltung 
und über das Verhältnis von Freiheit und 
Unfreiheit in Deutschland nicht mehr die Rede 
sein kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 11. September 1973 


Am Jahresanfang wurden einige Anfragen auf Förderung von 
Ost-West-Seminaren in Berlin zurückgestellt, weil noch nicht- 
befriedigte Anfragen aus dem Jahr 1972 berücksichtigt werden 
mußten. 

Im Laufe des Jahrs konnten auch für diese Anträge Förderungs- 
zusagen gegeben werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine ausreichende 
und qualifizierte Bildungsarbeit in Berlin durch die Förderung 
der Bundesregierung möglich ist. Es wurden bis zum 1. Septem- 
ber 1973 bereits ebenso viele Spitzenseminare in Berlin gefördert, 
wie im Jahr 1972 zusammen. Auch die Zahl der normalen Ost- 
West-Seminare erreicht die vergleichbare Zahl des Vorjahres. 


75. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wieviel Anträge von Bürgern der Bundes- 
republik Deutschland auf Genehmigung von 
Tagesaufenthalten im Grenzbereich der DDR 
sind bisher von den Behörden der DDR — und 
mit welcher Begründung — abgelehnt worden, 
und wie ermittelt die Bundesregierung die 
Zahl der abgelehnten Anträge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 5. September 1973 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wieviel Anträge von 
Bewohnern der Bundesrepublik Deutschland auf Genehmigung 
von Tagesaufenthalten im grenznahen Bereich der DDR bisher 
von den dortigen Behörden abgelehnt worden sind, da die Be- 
troffenen nach der Rechtslage in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht verpflichtet sind, unsere Behörden hierüber zu informieren. 
Aus diesem Grunde ist die Bundesregierung auch nicht in der 
Lage, Zahl der Ablehnungen und eventuellen Begründungen 
exakt zu ermitteln. 

Die Zahl der Beschwerden, die beim Bundesministerium für in- 
nerdeutsche Beziehungen wegen solcher Ablehnungen eingegan- 
gen ist, ist sehr gering. 

Auf Grund der freiwilligen Angaben einzelner Reisender ist der 
Bundesregierung bekannt geworden, daß die DDR-Behörden ihre 
Ablehnungen nicht begründen. Nach hier vorliegenden Erkennt- 
nissen wurden oftmals die Anträge deshalb abgelehnt, weil die 
Antragsformulare Formfehler enthielten, in dem beispielsweise 
die Anträge nicht doppelt eingereicht oder nicht vollständig 
ausgefüllt waren. Uber eventuelle sonstige Ablehnungsgründe, 
die etwa in der Person des Antragsteller liegen, habe ich bisher 
noch keine sicheren Erkenntnisse gewinnen können, zumal der 
Zeitraum, seit dem Tagesaufenthalte im grenznahen Bereich der 
DDR möglich sind, verhältnismäßig kurz ist. 

Die Bundesregierung ist ständig bemüht, sich einen möglichst 
vollständigen Überblick über die Tagesaufenthalte im grenz- 
nahen Bereich der DDR zu verschaffen und selbstverständlich 
gerne bereit, den Deutschen Bundestag hierüber laufend zu 
informieren. 
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76. Abgeordneter 

Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt" vom 28. August 
1973 zu, die Schulbuchverieger hätten auf ihre 
Bemühungen, vom Bundesminister für inner- 
deutsche Beziehungen nach Abschluß des 
Grundvertrags neue Bezeichnungsrichtlinien 
für die Zonengrenze zu erhalten, niemals eine 
Antwort bekommen, und warum hat der Bun** 
desminister für innerdeutsche Beziehungen 
— bejahendenfalls — nicht geantwortet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 7, September 1973 

Der Verband der Schulbuchverlage e. V., Frankfurt am Main, hat 
vor längerer Zeit in der Frage einer von ihm seinerzeit als dring- 
lich empfundenen eventuellen Neufassung der Karten- und Be- 
zeichnungsrichtlinien von 1961 bzw. 1965 mit dem Bundesministe- 
rium für innerdeutsche Beziehungen in Kontakt gestanden. Der 
Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen hat dem Verband 
letztmals mit Schreiben vom 12. Januar 1971 mitgeteilt, daß in 
der Bundesregierung Überlegungen über eine ersatzlose Auf- 
hebung der Karten- und Bezeichnungsrichtlinien angestellt wer- 
den. Seit dieser Zeit ist der Verband der Schulbuchverlage e. V. 
nicht mehr an das Bundesministerium für innerdeutsche Bezie- 
hungen herangetreten. Die Meldung in der „Welt" vom 28. Au- 
gust 1973 trifft also nicht zu. 

Wie Ihnen bekannt ist, wurden die Karten- und Bezeichnungs- 
richtlinien durch Beschluß des Bundeskabinetts vom 30. Juni 1971 
aufgehoben. Maßgeblicher Grund für die Aufhebung der Richt- 
linien war die Überzeugung der Bundesregierueg, daß die Regle- 
mentierung der kartographischen Darstellung und des Sprachge- 
brauchs kein geeignetes Mittel der Politik darstellt. Die früheren 
amtlichen Richtlinien hatten im übrigen nur für den internen 
Bereich der Bundesregierung bindende Geltung. Insofern bleibt 
es nach wie vor jedem Verlag überlassen,, diejenigen Bezeichnun- 
gen und kartographischen Kennzeichnungen zu verwenden, die 
er in eigener Verantwortung für richtig und für zweckdienlich 
hält. Das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen steht 
— wie bisher schon in zahlreichen Einzelfällen — Verlagen nach 
wie vor zum Meinungsaustausch und zur Beratung zur Verfü- 
gung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


77. Abgeordnete 

Frau Schleicher 


(CDÜ/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die Störung der Nachrichtensendun- 
gen des Deutschen Fernsehens in der „DDR" 
vor, und wird sich die Bundesregierung wäh- 
rend der im Grundvertrag vorgesehenen Ver- 
handlungen um eine Einstellung der Stör- 
tätigkeit bemühen und im Falle des Mißerfolgs 
das grundrechtswidrige und entspannungs- 
feindliche Verhalten der „DDR" rückhaltlos 
vor der Öffentlichkeit anprangern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 


Nach den Beobachtungen und Ermittlungen des Funkkontroll- 
meßdienstes der Deutschen Bundespost (einschl. Berlin [West]) 
sind absichtliche Störungen der Nachrichtensendungen der drei 
Fernsehprogramme der Bundesrepublik Deutschland im Gebiet 
der DDR nicht bekannt geworden. 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß die DDR ihre 
Fernsehsender gemäß den Bestimmungen des Europäischen Rund- 
funkabkommens Stockholm (1961) errichtet und betreibt und 
dadurch Unverträglichkeiten mit den Fernsehnetzen in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht aufgetreten sind. 

Im übrigen ist zu bemerken, daß die Fernsehsender der Bundes- 
republik Deutschland auf Grund der physikalischen Gegeben- 
heiten nur in günstigen Randgebieten der DDR und bei guten 
Empfangsanlagen ohne Beeinträchtigung empfangen werden kön- 
nen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


78. Abgeordneter 

Vogelsang 

(SPD) 


Worin unterscheidet sich das Auswahlverfah- 
ren bei Zulassungsbeschränkungen zu den 
Hochschulen zwischen dem neuen Entwurf des 
Hochschulrahmengesetzes und dem Staatsver- 
trag der Länder über die Vergabe von Studien- 
plätzen? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 11. September 1973 


Das in dem Regierungsentwurf eines Hochschulrahmengesetzes 
vorgesehene Zulassungsverfahren für Studienplätze mit Zulas- 
sungsbeschränkungen unterscheidet sich von der Zulassungs- 
regelung im Staatsvertrag der Länder über die Vergabe von 
Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 in wesentlichen Punkten; 
vor allem sollen die Zulassungschancen für Bewerber aus sozial 
schwächeren und damit häufig auch heute noch bildungpolitisch 
benachteiligten Schichten verbessert werden. 

Im einzelnen gilt nach der im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Regelung folgendes: 

Die Bedeutung der Abiturnoten für die Zulassung wird wegen 
ihrer relativ geringen, zumindest stark umstrittenen Aussage- 
fähigkeit für den Studien- und Berufserfolg gemindert. 

An Stelle bloßer Wartezeiten werden Art und Dauer beruflicher 
Tätigkeiten bei der Auswahlentscheidung berücksichtigt. 
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Ein reines „Wartestudium" — d. h. das Studium in einem ande- 
ren Studiengang allein in der Absicht zu warten, um später die 
Zulassung zum zunächst gewählten Studium zu erreichen — wird 
nicht mehr begünstigt. Ein solches Wartestudium geht regel- 
mäßig zu Lasten anderer Studienbewerber und führt dazu, daß 
der sogenannte numerus clausus auf immer neue Studiengänge 
übertragen wird. 

Da die Auswahl der Bewerber nach Schulnoten und Art und 
Dauer der Tätigkeit zu unbefriedigenden Ergebnissen führt, sieht 
der Regierungsentwurf für besonders betroffene Studiengänge 
(z. B. Medizin) die Entwicklung eines besonderen Eingangsver- 
fahrens vor. In diesem Verfahren soll dem Studienbewerber 
Gelegenheit gegeben werden, Kenntnisse nachzuweisen, die in 
den Schulleistungen nicht ausgewiesen sind. Hier sollen die au- 
ßerschulischen Interessen des Bewerbers, wie sie etwa in Wettbe- 
werben zum Ausdruck kommen, aber auch berufliche Erfahrun- 
gen und außerschulische Fortbildung wie die Teilnahme an Fern- 
studieneinheiten) zur Geltung gebracht werden können. Im übri- 
gen verweise ich auf die entsprechenden Regelungen des Regie- 
rungsentwurfs nebst Begründung (Bundesratsdrucksache 533/73). 
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Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Tat- 
bestand, daß nach § 23 des Ausbildungsförde- 
rungsgesetzes Waisenrente als eigenes Ein- 
kommen des Auszubildenden betrachtet wird, 
und so der groteske Fall eintreten kann, daß 
bei einer wesentlichen Verringerung des Fa- 
milieneinkommens durch die Witwenrente 
sich die Förderungsbeträge für den Auszubil- 
denden ebenfalls vermindern, und was ge- 
denkt sie zu tun, diese Ungerechtigkeit abzu- 
stellen? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 12. September 1973 


1. Nach dem Tod eines Versicherten erhalten seine Witwe eine 
Witwenrente und seine Kinder eine Waisenrente aus der sozialen 
Sicherung des Verstorbenen. Die Waisenrente ist eigenes Ein- 
kommen des Kindes, weil dem auch der Anspruch auf Waisen- 
rente zusteht; sie ist nicht etwa ein Zuschlag zur Witwenrente 
der Mutter und damit auch nicht Teil ihres Einkommens. Sie kann 
deshalb ebensowenig wie Einkommen, das der Auszubildende 
aus einem anderen Rechtsgrund erzielt, dem Einkommen eines 
Elternteiles zugerechnet werden. Insofern besteht nach den ren- 
ten, und den förderungsrechtlichen Bestimmungen keine Mög- 
lichkeit, von der Anrechnung etwa im Hinblick auf das geringe 
Einkommen des hinterbliebenen Elternteils abzusehen. 

2. Die Anrechnung läßt sich sachlich insofern rechtfertigen, als 
die Waisenrente Unterhaltsersatzfunktion hat, daß heißt, an die 
Stelle des Unterhalts tritt, den der verstorbene Elternteil vor- 
aussichtlich erbringen würde, wenn er noch lebte. 
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Lebte der Elternteil aber noch und hätte er nach den Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes aus seinem Einkommen einen Beitrag zur 
Ausbildung seines Kindes in Höhe der Waisenrente zu leisten, 
so würde dieser Betrag sogar voll auf den Bedarf angerechnet. 

3. Der besondere Freibetrag von 90 DM nach § 23 Abs. 4 Nr. 1 
BAföG wird gewährt, um der Voll- oder Halbwaise einen Aus- 
gleich dafür zu schaffen, daß sich (in der Regel) der Freibetrag 
von 50 DM nach § 25 Abs. 3 Nr. 1 BAföG vom Einkommen der 
Eltern zu seinen Gunsten nicht auswirken kann. Zudem soll aus- 
geglichen werden, daß eine Waise häufig einen Mehrbedarf für 
die Abgeltung von persönlichen Betreuungsleistungen hat, die 
im allgemeinen von den Eltern ohne Entgelt erbracht werden. 

4, Durch das Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes und des Arbeitsförderungsgesetzes, das der 
Deutsche Bundestag in seiner 42. Sitzung am 14. Juni 1973 ver- 
abschiedet hat, wurde der Freibetrag auf 120 DM monatlich 
angehoben. Das Änderungsgesetz, das insoweit unstreitig ist, 
wurde jedoch vom Bundesrat aus anderen Gründen an den Ver- 
mittlungsausschuß überwiesen. Es ist aber zu hoffen, daß es noch 
in diesem Herbst verabschiedet werden und somit der erhöhte 
Waisenrentenfreibetrag wie vorgesehen ab 1. August 1973 wirk- 
sam werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


80. Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Wie nimmt der Bundesminister für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zu dem Beitrag „Nicht 
nur Eppler's linke Garde" in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 25. August 1973 
Stellung, wie soll insbesondere dem Mangel an 
Berufserfahrung und der pädagogischen Befä- 
higungen bei den Entwicklungshelfern des 
Deutschen Entwicklungsdienstes begegnet wer- 
den, und welche Folgerungen wird der Bun- 
desminister für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit aus der Feststellung ziehen, daß heute 
schon offensichtlich sei, daß im Deutschen Ent- 
wicklungsdienst grundsätzliche Gesellschafts- 
veränderer vorhanden sind, um die offizielle 
Linie mit Hilfe der Mitbestimmung umzubie- 
gen, so daß der Auftrag zur Hilfe für die 
Unterprivilegierten als Auftrag zum Auf- 
stand der Unterprivilegierten verstanden 
wird? 


Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 12. September 1973 


Es ist nicht üblich, daß die Bundesregierung zu Presseberichten 
Stellung nimmt. 
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In dem genannten Artikel handelt es sich um Äußerungen ein- 
zelner Entwicklungshelfer aus einem einzigen Land. Von den 
befragten Entwicklungshelfern war die Hälfte noch nicht einmal 
ein halbes Jahr im Einsatz. 

Der Deutsche Entwicklungsdienst (DED) ist nach wie vor der 
begehrteste aller bilateralen Entwicklungsdienste, und zwar 
gerade deswegen, weil die Mehrzahl der Helfer sowohl über 
eine abgeschlossene Berufsausbildung als auch über entsprechen- 
de Berufserfahrungen verfügt. Der DED ist bemüht, auch die be- 
rufspädagogische Qualifikation der Entwicklungshelfer ständig 
zu steigern. 

Behauptungen zu einem einseitigen politischen Engagement der 
Entwicklungshelfer sind nicht haltbar und auch durch die Presse- 
ausführung nicht ausreichend belegt. 

Die Mitbestimmung hat zu einer Verbesserung der Projekt- 
arbeit geführt. 

Der DED bleibt ein Fachdienst mit sozialem Engagement. 


Bonn, den 24. September 1973 



